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ALLGEMEIN VERSTÄNDLICHE 

ZUSAMMENFASSUNG 
Entsprechend den Forderungen der §§ 2 Abs. 4 1 und 2a2 Baugesetzbuch wurde für die Belange 

des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt. In der 

Umweltprüfung werden auf Grundlage der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die erheblichen 

Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Gemäß 

§ 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) legt die Gemeinde für jeden Bauleitplan fest, in welchem 

Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allge-

mein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans 

in angemessener Weise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der 

Abwägung zu berücksichtigen.  

Der Umweltbericht wird gemäß der Abschichtungsregelung des § 2 Abs. 4 Satz 5 Baugesetz-

buch (BauGB) – wonach bei Plänen, die zu einer Planhierarchie gehören, Mehrfachprüfungen 

vermieden werden sollen – für den Bebauungsplan Nr. IV/4 „Photovoltaikanlage – Am gelben 

Stuken“ und für den im Parallelverfahren zu änderndem Flächennutzungsplan (31. Änderung) 

zusammen erstellt.  

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt mit der Aufstellung des verbindlichen Bauleitplanes die 

private Initiative zum Ausbau erneuerbarer Energien unter Wahrung kommunaler und öffent-

licher Interessen zu fördern, indem die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Ausbau 

erneuerbarer Energien; hier die Nutzung solarer Strahlungsenergien, geschaffen werden. 

Dadurch soll ein Beitrag zum kommunalen Klimaschutz geleistet werden. Der Gesetzgeber hat 

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie im Gegensatz zu Vorhaben, die der Nutzung 

der Wind- und Wasserenergie dienen (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB), ni cht ausdrücklich in den Kreis 

der privilegierten Vorhaben im Außenbereich aufgenommen. Um einen Beitrag zum kommu-

nalen Klimaschutz zu leisten, ist daher kommunales Planungsrecht erforderlich. Zusätzlich hat 

der Gesetzgeber die gemeindliche Bauleitplanung als Voraussetzung der Förderung von groß-

flächigen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in dem Erneuerbaren-Energien-Ge-

setz festgelegt. Nach § 48 Abs. 1 Nr. 3 EEG besteht eine Vergütungspflicht für Netzbetreiber 

für Strom aus einer Solaranlage, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes errichtet 

wurde, der zumindest auch zu diesem Zweck nach dem 1. September 2003 aufgestellt oder 

 
1 § 2 Abs. 4 BauGB - Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung 

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht 

beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist anzuwenden.Umweltauswirkungen:Mit dem Begri ff 

Umweltauswirkungen sind durch Menschen in der Umwelt verursachte Auswirkungen auf die Umwelt -schutzgüter gemeint.  

2 § 2 a BauGB - Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans eine Begründung beizufügen. In ihr 

sind entsprechend dem Stand des Verfahrens  

1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und  

2. in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 

ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt schutzes darzulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 

Begründung.  
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geändert worden ist, nur dann, wenn sie beispielsweise auf Konversionsflächen aus wirtschaft-

licher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung befindet . 

Der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans befindet sich im Ortsteil Flechtdorf in einem 

Gebiet, welches bislang militärisch genutzt wurde und nun in eine zivile Nachnutzung über-

führt werden soll. Der vorbereitende Bauleitplan wird mit Ziel zur Festsetzung der Art der 

baulichen Nutzung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien“ 

aufgestellt. In dem verbindlichen Bauleitplan wird die Art der baulichen Nutzung durch ein 

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien - Photovoltaik“ konkretisiert.  

Die verkehrliche Erschließung der verfahrensgegenständlichen Fläche soll ausschließlich über 

die vorhandenen Erschließungsanlagen erfolgen. Demnach bildet die vorhandene wegemä-

ßige Erschließung die Grundlage für eine flächendeckende Erschließung der Liegenschaften. 

Die Erschließung des räumlichen Geltungsbereiches erfolgt ausgehend von der Landesstraße 

Nr. 3076 über die gemeindliche Straße „Mühlhäuser Weg“. Über die klassifizierte Straße ist ein 

Anschluss an die Bundes- und Bundesfernstraße sichergestellt. Eine Erschließung durch den 

öffentlichen Personennahverkehr ist ebenso wenig wie eine Erschließung durch Fußgänger 

erforderlich bzw. vorgesehen. 

Eine Erweiterung des Stromnetzes und Einrichtung einer anlagenbezogenen Übergabestaion 

ist im Rahmen der Gebietsausweisung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Erneu-

erbarer Energien“ bzw. der Art der baulichen Nutzung als Sonstiges Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung „Photovoltaik“ erforderlich. Die Netzerweiterung und der Anschluss der Er-

zeugungsanlage an das vorhandene Netz können in Abstimmung mit der Energie Waldeck-

Frankenberg GmbH an der ON-Station „Gelben Stuken“, DS-Flechtdorf in Netzebene 5 – Mit-

telspannung erfolgen. Die Übergabestation befindet sich innerhalb des räumlichen Geltungs-

bereiches des verbindlichen Bauleitplanes.  

Durch die Gebietsausweisung und einer möglichen Errichtung von Anlagen zur Nutzung sola-

rer Strahlungsenergie fallen keine Schmutzwasserfrachten an. Daher sind neben einer kanal-

technischen Erschließung auch keine Einrichtungen zur Trinkwasserversorgung der Anlagen 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergie erforderlich. Die Müllbeseitigung wird entsprechend 

den geltenden Bestimmungen des Landkreises Waldeck-Frankenberg bzw. des beauftragten 

Entsorgers durchgeführt. 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurden festgesetzt, um Beeinträchtigungen der 

biotischen und abiotischen Schutzgüter vermeiden bzw. minimieren zu können. Die Umwelt-

prüfung kommt bei den jeweiligen Schutzgütern zu den folgenden Ergebnissen.  

Da sich durch die baubedingten Eingriffe bei fachgemäßer Ausführung keine erheblichen, 

langfristigen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden ableiten lassen, können keine erheb-

lichen Auswirkungen festgestellt werden. Die anlagenbedingten Eingriffe in das Schutzgut 

werden durch verschiedene Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen herabgesetzt bzw. 

durch Ausgleichsmaßnahmen kompensiert. Die Eingriffe in das Schutzgut Fläche werden auf-

grund der militärischen Vornutzung und der bestehenden Erschließungsanlagen gering be-

wertet.  
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Das auf den Flächen auftreffende Niederschlagswasser wird trotz punktueller Versiegelungen 

und der Überdeckung mit Modulen im Allgemeinen vollständig und ungehindert im Bod en 

versickern. Eine Reduzierung der Grundwasserneubildung ist demzufolge nicht zu erwarten. 

Die Niederschlagsintensität zwischen den Modulen und unter den Modulen selbst wird sich je 

nach Windstärke unterschiedlich darstellen. Ein Schadstoffeintrag über de n Boden in das 

Grundwasser ist bei sachgemäßem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nicht zu erwar-

ten. Insgesamt werden die Grundwasserschutz- und Regulationsfunktionen im Landschafts-

wasserhaushalt nicht beeinträchtigt.  

Da durch die Standortwahl keine für die Kaltluftproduktion mit klimatischer Ausgleichsfunk-

tion relevanten Flächen betroffen sind, ist eine erhebliche Beeinträchtigung des Klimas bzw. 

der Luft auszuschließen. Die Lufthygiene wird baubedingt temporär beeinträchtigt. Die Beein-

trächtigungen sind von den Witterungsverhältnissen und der Logistik abhängig.  

Grundsätzlich können Tiere durch die Maschinen und die lärmbelasteten Bautätigkeiten tem-

porär gestört oder vertrieben werden. Die Auswirkungen können sich neben dem bestehenden 

Grünland auch auf die angrenzenden Lebensräume beziehen. Aufgrund der anthropogenen 

Vorbelastung des räumlichen Geltungsbereiches, der zeitlichen und räumlichen Begrenzung 

(Fertigstellung) der Bautätigkeiten und der vorhandenen Ausweichhabitate sind keine erheb-

lichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Vorrübergehende Funktionsbeeinträchtigungen durch 

Lärm und eine allgemeine Unruhe durch die Bautätigkeiten werden als vernachlässigbar ein-

gestuft. Bei Berücksichtigung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Verminderungsmaß-

nahmen ergeben sich daher keine erheblichen Beeinträchtigungen.  Die anlagenbedingten Ein-

griffe in das Schutzgut Pflanzen werden aufgrund einer möglichen Änderung der Artzusam-

mensetzung infolge von Verschattungseffekten mit einer „mittleren“ Wertstufe bewertet. Für 

den Eingriff in das Schutzgut ist eine über die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

hinausgehende Ausgleichsmaßnahme erforderlich. Die Eingriffe in das Schutzgut Tiere werden 

ebenfalls mit einer „mittleren“ Wertstufe bewertet. Aufgrund des vorhandenen M eideverhal-

tens der planungsrelevanten Arten werden die Beeinträchtigungen deutlich herabgesetzt. 

Durch die Anlage können Irritationswirkung durch Reflexionen erfolgen. Durch festgesetzte 

artenschutzrechtliche Maßnahmen kann ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko i.S.d. § 44 Abs. 

1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden. Zusammenfassend werden durch die bau-, anlagen- 

und betriebsbedingten Auswirkungen keine erheblichen Beeinträchtigungen erwartet.  

Für die Ortschaften Mühlhausen, Flechtdorf und Helmscheid bestehen Sichtverschattungen 

zwischen der Ortschaft und den Anlagen, sodass eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes ausgeschlossen werden kann. Eine Zusatzbewertung hinsichtlich des Schutzgu-

tes Landschaftsbild wird dennoch aufgrund der Beeinträchtigung des Schutzgutes für erfor-

derlich erachtet. Der funktionale Zusammenhang gilt als gewahrt, da die Vermeidungs -, Min-

derungs- und Ausgleichsmaßnahmen die gestörte Funktion des Naturhaushaltes 

wiederherstellen und das Landschaftsbild landschaftsgerecht  neugestaltet wird. Dem § 8 Abs. 

2 Satz 4 BNatSchG wird Folge geleistet, da die Beeinträchtigungen der Werte und Funktionen 

des Landschaftsbilds nach Beendigung des Eingriffs nicht erheblich sind und aufgrund der 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen keine nachhaltigen Beeinträchtigungen 
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zurückbleiben. Der räumliche Geltungsbereich besitzt keine erhöhte Bedeutung für die Nah-

erholung, weshalb auch vor dem Hintergrund der bestehenden Vorbelastung im Kontext der 

benachbarten Windenergieanlagen keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Naherho-

lung erkennbar sind. 

Da keine Wohnbebauung an die Vorhabenfläche grenzt, sind lärm-, staub- und erschütte-

rungsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch unerheblich. Das erhöhte Verkehrs-

aufkommen ist ebenfalls zeitlich sehr begrenzt. Aufgrund der Lage des Geltungsbereiches 

außerhalb des besiedelten Raumes und der nur geringfügigen Auswirkungen der beschriebe-

nen Faktoren ergeben sich hinsichtlich des Schutzgutes Mensch keine erheblichen Beeinträch-

tigungen. Der Planungsraum besitzt aufgrund der anthropogenen Vorbelastungen sowie der 

Zerschneidungseffekte keinen Wert als Erholungsraum. Daher sind keine erheblichen Beein-

trächtigungen zu erwarten. Die Eingriffe in das Schutzgut Mensch werden mit einer „geringen“ 

Wertstufe bewertet.  

Zum Ausgleich des unvermeidbaren Eingriffs wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-

nung ein weiterer räumlicher Geltungsbereich mit der Bezeichnung Gemarkung Flechtdorf, 

Flur 3, Flurstück 4 (tlw.) festgesetzt. Hierbei handelt es sich um einen Ackerstand ort in räum-

licher Nähe zu einem Mischwald. Teilbereiche des Flurstücks sind begrünt. Durch die Satzung 

soll statt einer Rückführung des brachliegenden Ackerstandortes in eine intensive landwirt-

schaftliche Nutzung, der bestehende Wert des Biotops zunächst gesichert werden, indem die 

Ackerbrache erhalten bleibt. Durch die Pflegemaßnahmen soll sich dann in den folgenden 

Jahren ein kräuter- und artenreiches Grünland einstellen. Durch die Maßnahme kann der un-

vermeidbare Eingriff, der von dem Bau einer Freiflächenphotovoltaikanlage ausgeht, ausge-

glichen werden. 

Um die Umweltprüfung vorzunehmen, wurden die übergeordneten Planwerke der räumlichen 

Gesamtplanung (Regionalplan Nordhessen 2009, Teilregionalplan Energie Nordhessen 2017, 

und der Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee) sowie die Fachpläne der Landschafts-

planung (Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000 und Landschaftsplan  der Gemeinde Die-

melsee 2007) beachtet. Darüber hinaus wurden die Internet-Datenbanken des HLNUG in Be-

zug auf naturschutzrechtliche Schutzgebiete, gesetzlich geschützte Biotope, Wasserschutzge-

biete, Wasserrahmenrichtlinie, Bodeneigenschaften etc. abgefragt.  Eine Erfassung der Biotop- 

und Nutzungstypen erfolgte durch das „Planungsbüro Bioline“ aus Lichtenfels, deren Ergeb-

nisse der Anlage 1 zu dem Umweltbericht entnommen werden können. Durch das „Planungs-

büro Bioline“ erfolgte eine Erfassung  der Reptilien, deren Ergebnisse im „Bericht zur Reptili-

enkartierung“ zusammengefasst sind (Anlage 2). 

Lichtenfels, August 2021 

 

 

Steffen Butterweck                                                          Frauke Göge 

M. Sc. Stadt- und Regionalplanung                                                           M. Sc. Naturschutz und Landschaftsökologie 
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FFH  Flora-Fauna-Habitat 

ha  Hektar  

HBO   Hessische Bauordnung 

HGO  Hessische Gemeindeordnung 

HLNUG Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie  

HLPG  Hessisches Landesplanungsgesetz 

HWG  Hessisches Wassergesetz 

i.V.m.  in Verbindung mit  

KV  Kompensationsverordnung 

PlanZV  Planzeichenverordnung 

ROG  Raumordnungsgesetz 

WHG  Wasserhaushaltsgesetz 

  



 

 

VORBEMERKUNGEN  

Entsprechend den Forderungen der §§ 2 Abs. 4 3 und 2a4 Baugesetzbuch wurde für die Belange 

des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt. In der 

Umweltprüfung werden auf Grundlage der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die erheblichen 

Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Gemäß 

§ 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) legt die Gemeinde für jeden Bauleitplan fest, in welchem 

Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allge-

mein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans 

in angemessener Weise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der 

Abwägung zu berücksichtigen.  

 

Diemelsee, 5. August 2021 

 
3 § 2 Abs. 4 BauGB - Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung 

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht 

beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist anzuwenden.Umweltauswirkungen:Mit dem Begriff 

Umweltauswirkungen sind durch Menschen in der Umwelt verursachte Auswirkunge n auf die Umwelt-schutzgüter gemeint.  

4 § 2 a BauGB - Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans eine Begründung beizufügen. In ihr 

sind entsprechend dem Stand des Verfahrens  

1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen de s Bauleitplans und 

2. in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 

ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 

Begründung. 
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1 Einleitung 

 Planinhalt und primäre Ziele 

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt mit der Aufstellung des verbindlichen Bauleitplanes die 

private Initiative zum Ausbau erneuerbarer Energien unter Wahrung kommunaler und öffent-

licher Interessen zu fördern, indem die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Ausbau 

erneuerbarer Energien; hier die Nutzung solarer Strahlungsenergien, geschaffen werden. 

Dadurch soll ein Beitrag zum kommunalen Klimaschutz geleistet werden. Der Gesetzgeber hat 

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie im Gegensatz zu Vorhaben, die der Nutzung 

der Wind- und Wasserenergie dienen (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB), ni cht ausdrücklich in den Kreis 

der privilegierten Vorhaben im Außenbereich aufgenommen. Um einen Beitrag zum kommu-

nalen Klimaschutz zu leisten, ist daher kommunales Planungsrecht erforderlich. Zusätzlich hat 

der Gesetzgeber die gemeindliche Bauleitplanung als Voraussetzung der Förderung von groß-

flächigen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in dem Erneuerbaren-Energien-Ge-

setz festgelegt. Nach § 48 Abs. 1 Nr. 3 EEG besteht eine Vergütungspflicht für Netzbetreiber 

für Strom aus einer Solaranlage, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes errichtet 

wurde, der zumindest auch zu diesem Zweck nach dem 1. September 2003 aufgestellt oder 

geändert worden ist, nur dann, wenn sie sich beispielsweise auf Konversionsflächen aus wirt-

schaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung befindet . 

Der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans befindet sich innerhalb eines Gebietes, wel-

ches bislang militärisch genutzt wurde und nun in eine zivile Nachnutzung überführt werden 

soll. Der vorbereitende Bauleitplan wird mit Ziel zur Festsetzung der Art der baulichen Nut-

zung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien“ aufgestellt. In 

dem verbindlichen Bauleitplan wird die Art der baulichen Nutzung durch ein Sondergebiet mit 

der Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien - Photovoltaik“ konkretisiert.  

Hierfür werden insgesamt ca. 4,2 Hektar Fläche in Anspruch genommen. Die konkreten Anga-

ben sind der Planzeichnung zu entnehmen. Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Min-

destanforderung an die bauliche Höhe der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, 

hier 0,80 Meter, und die maximalen Anforderungen an die bauliche Höhe der Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergie, hier 3,50 Meter, bestimmt. Diese Anlagen dürfen aus-

schließlich auf den überbaubaren Flächen, welche durch Baugrenzen festgesetzt sind, errichtet 

werden. Die Führung von Versorgungsleitungen soll im Bereich der Anlagen modul - und kon-

strukionsgebunden ausgestaltet werden, im Bereich zur Transformatorenstation, darf dies 

ausschließlich in einer unterirdischen Bauweise ausgeführt werden. Es werden Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, wie die Art der 

Gründung der Modulunterkonstruktion, die Vermeidung von chemischen Reinigungsmitteln, 

den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmittel oder die Verwendung insektenschonender 

Leuchtmittel getroffen. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen werden zur Oberflächen -
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gestaltung der erforderlichen Stellflächen, Zufahrten und innerbetrieblich en Wegen und zu 

den Einfriedungen getroffen. 

1.1.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung der verfahrensgegenständlichen Fläche soll ausschließlich über 

die vorhandenen Erschließungsanlagen erfolgen. Demnach bildet die vorhandene wegemä-

ßige Erschließung die Grundlage für eine flächendeckende Erschließung der Liegenschaften. 

Die Erschließung der räumlichen Geltungsbereiche erfolgt ausgehend von der Landesstraße 

Nr. 3076 über die gemeindliche Straße „Mühlhäuser Weg“. Über die klassif izierte Straße ist ein 

Anschluss an die Bundes- und Bundesfernstraße sichergestellt. Eine Erschließung durch den 

öffentlichen Personennahverkehr ist ebenso wenig wie eine Erschließung durch Fußgänger 

erforderlich bzw. vorgesehen. 

1.1.2 Technische Erschließung 

Eine Erweiterung des Stromnetzes und Einrichtung einer anlagenbezogenen Übergabestation 

ist im Rahmen der Gebietsausweisung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Erneu-

erbarer Energien“ bzw. der Art der baulichen Nutzung als Sonstiges Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung „Photovoltaik“ erforderlich. Die Netzerweiterung und der Anschluss der Er-

zeugungsanlage an das vorhandene Netz können in Abstimmung mit der Energie Waldeck-

Frankenberg GmbH an der ON-Station „Gelben Stuken“, DS-Flechtdorf in Netzebene 5 – Mit-

telspannung erfolgen. Die Übergabestation befindet sich innerhalb des räumlichen Geltungs-

bereiches des verbindlichen Bauleitplanes.  

Durch die Gebietsausweisung und einer möglichen Errichtung von Anlagen zur Nutzung sola-

rer Strahlungsenergie fallen keine Schmutzwasserfrachten an. Daher sind neben einer kanal-

technischen Erschließung auch keine Einrichtungen zur Trinkwasserversorgung der Anlagen 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergie erforderlich. Die Müllbeseitigung wird entsprechend 

den geltenden Bestimmungen des Landkreises Waldeck-Frankenberg bzw. des beauftragten 

Entsorgers durchgeführt. 

 Darstellung der einschlägigen Fachgesetze 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 6 BauGB insbesondere die Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, zu berücksich-

tigen. Hierzu zählen gem. § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB insbesondere  

a)  die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-

kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,  

b)  die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-

desnaturschutzgesetzes,  
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c)  umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Be-

völkerung insgesamt,  

d)  umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,  

e)  die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-

wässern,  

f)  die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie,  

g)  die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,  

h)  die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts -

verordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Im-

missionsgrenzwerte nicht überschritten werden,  

i)  die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 

Buchstaben a bis d,  

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, 

die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 

schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buch-

staben a bis d und i.  

Durch die Umweltprüfung werden die auf Grundlage der Anlage 1 zum Baugesetzbuch erheb-

lichen Umweltauswirkungen ermittelt und in dem vorliegenden Umweltbericht beschrieben 

und bewertet. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung. Das Ergebnis 

der Umweltprüfung ist gem. § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Für die abzuhandelnden Schutzgüter sind die jeweiligen Fachgesetze, in denen die allgemei-

nen (nicht abschließenden) Grundsätze und Ziele definiert werden, von Bedeutung.  

Schutzgut Fachgesetz Grundsätze und Zielaussagen 

 

 

 

Boden  

Baugesetzbuch  

[BauGB] 

Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wiedernutz-

barmachung von Flächen, Nachverdichtung und Innenentwicklung zur Verrin-

gerung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden (Bodenschutzklausel).  

Bundesbodenschutz-

gesetz [BBodSchG]  

Nachhalt ige Sicherung oder Wiederherstellung der Funktionen des Bodens. 

Schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie 

hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge 

gegen nachteil ige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen 

auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie 

seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie mög-

lich vermieden werden.  

 

 

 

 

 

 

 

Fläche 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei 

sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-

liche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbeson-

dere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 

Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 

das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für 

Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfa ng umgenutzt 

werden.  

Bundesnaturschutz-

gesetz [BNatSchG]  

Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer 

Zerschneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter 

Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplan-

ten Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vor-

rang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich. Verkehrs-

wege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben sollen landschaftsgerecht ge-

führt, gestaltet und gebündelt werden.  
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Wasser 

 

Wasserhaushaltsge-

setz [WHG] 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebens-

raum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der Allge-

meinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigung ihrer ökologi-

schen Funktionen.  

Hessische Wasserge-

setz [HWG] 

Schutz der Gewässer vor vermeidbaren Beeinträchtigungen und die sparsame 

Ver-wendung des Wassers sowie die Bewirtschaftung von Gewässern zum 

Wohl der Allgemeinheit.  

 

Luft,  

Klima 

 

Bundesimmissions-

schutzgesetz  

[BImschG] 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der 

Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen ( Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Im-

missionen (Gefahren, erhebliche Nachtei le und Belästigungen durch Luftver-

unreinigung, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnli-

chen Erscheinungen).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Pflanzen,  

Tiere,  

Biologische  

Vielfalt  

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere die Belange des Um-

weltschutzes, einschließlich des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege 

insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und 

das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische  

Vielfalt, die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemein-

schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete, sowie die 

Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 

des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes von seinen in § 1, Absatz 6 Nr. 7a bezeichneten Bestandteilen (Ein-

griffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes) zu berücksichtigen.  

Bundesnaturschutz-

gesetz [BNatSchG]  

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebens-

grundlage des Menschen auch in Verantwortung künftiger Generationen im 

besiedelten und unbesiedelten Bereichen zu schützen, zu pflegen, zu entwi-

ckeln und soweit erforderlich wiederherzustellen, dass die Leistungs - und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Regenerationsfähigkeit und die 

nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Tier und Pflanzenwelt ein-

schließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume, sowie die Vielfalt,  Eigenart 

und Schönheit, sowie der der Erholungswert von Natur und Landschaft auf 

Dauer gesichert sind 

FFH- und Vogel-

schutzrichtlinie 

Schutz und Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen von gemeinschaftlicher Bedeutung zur Sicherstellung einer 

biologischen Vielfalt und insbesondere die Erhaltung wildlebender Vogelar-

ten.  

 

Landschaft  

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Vermeidung/Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes.  

 

Mensch 

 

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung der 

Bauleit-pläne, insbesondere die Vermeidung von Emissionen.  

Bundesimmissions-

schutzgesetz  

[BImschG] 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der 

Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen ( Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Im-

missionen (Gefahren, erhebliche Nachtei le und Belästigungen durch Luftver-

unreinigung, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnli-

chen Erscheinungen).  

 

 

Kultur- und  

Sachgüter 

 

 

Bundesnaturschutz-

gesetz [BNatSchG]  

 

Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit 

ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern sind vor Verunstaltung, Zersiede-

lung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren.  

Hessisches Denk-

malschutzgesetz 

[HDSchG] 

Kulturdenkmäler als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Ent-

wicklung zu schützen und zu erhalten sowie darauf  hinzuwirken, dass sie in 

die städtebauliche Entwicklung, Raumordnung und den  Erhalt der historisch 

gewachsenen Kulturlandschaft einbezogen werden.  

Tabelle 1 – Rechtliche Grundlagen 

 Planungsraum 

Der räumliche Geltungsbereich der verfahrensgegenständlichen Fläche befindet sich in der 

Gemarkung des Ortsteils Flechtdorf. Es handelt sich um einen Südhang einer „Konversionsflä-

che aus militärischer Nutzung“, der ehemaligen belgischen „Hawk“ Raketenstellung. Die Fläche 

liegt zudem in einem „benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiet“ und wurde zum Zeitpunkt 
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des Beschlusses über die Aufstellung des Bebauungsplans als Grünland genutzt. Neben der 

Nutzung als Grünland werden die benachbarten Flächen auch durch die Windenergienutzung 

in Anspruch genommen. Nördlich des räumlichen Geltungsbereichs befindet sich eine Wind-

energieanlage in einer Entfernung von circa 90 Meter, eine westlich gelegene WEA in circa 30 

Meter und eine weitere Anlage im Südosten in einer Entfernung von circa 50 bis 70 Meter 

Entfernung. Im Umfeld befinden sich zudem weitere Anlagen.  

 

 Darstellung der Fachgesetze und Fachpläne 

1.4.1 Teilregionalplan Energie Nordhessen 2017 

Im Teilregionalplan Energie Nordhessen 2017 wird die Fläche des Plangebiets als „Vorrangge-

biet für die Windenergie“  festgelegt. Das Vorranggebiet überlagert ebenfalls die Festlegung 

der Fläche als „Vorranggebiet für die Landwirtschaft“  und „Vorbehaltsgebiet für Natur und 

Landschaft“. 

Da sich das Plangebiet innerhalb einer militärischen Konversionsfläche befindet, können die 

Ziele des „Vorranggebietes für die Landwirtschaft“  zurückgestellt werden. Für die Nutzung so-

larer Strahlungsenergie in Form von Boden- und Freiflächenstandorten sind geeignete Stand-

orte „bereits versiegelte und vorbelastete Flächen, wie militärische oder wirtschaftliche Konver-

sionsflächen […]“. Da das Plangebiet grundsätzlich als militärische Konversionsfläche anzuse-

hen ist, liegt ein Konflikt mit den landwirtschaftlichen Belangen der Raumordnung nicht vor. 

Die Lage innerhalb des „Vorranggebiet für die Windenergie“  erfordert Abstimmungsprozesse, 

um die Entwicklung der Windenergie, auch im Rahmen des Repowerings nicht zu beeinträch-

tigen.  

Abbildung 1  

Übersichtsplan zur Verortung des räumlichen Geltungsbereiches  
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Weiterhin befindet sich der räumliche Geltungsbereich innerhalb eines „Vorbehaltsgebietes für 

Natur und Landschaft“. Damit die Nutzung solarer Strahlungsenergie dem Vorbehalt der Nut-

zung als Natur und Landschaft nicht grundsätzlich entgegensteht, ist den Belangen von Natur 

und Landschaft in der Abwägung mit den überlagerten Kartendarstellungen  und anderen 

Raumansprüchen besonderes Gewicht beizumessen. 

1.4.2 Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee 

Der durch die ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung des Regierungspräsidenten 

in Kraft getretene Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee stellt für den räumlichen 

Geltungsbereich „Flächen für die Landwirtschaft“ überlagert mit der Schraffur „Flächen für 

Windkraftanlagen“ dar. 

1.4.3 Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000 

 Naturräumliche und geologische Einordnung  

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in der naturräumlichen Haupteinheit „Ostsauerländer 

Gebirgsrand“ (332), welches sich weiter naturräumlich in die Unterkategorie „Flechtdorfer Hö-

ckerflur“ (332.60) gliedert. Der Naturraum stellt sich als ein hufeisenförmig verlaufender, tief  

gegliederter und gestaltungsreicher Gebirgssaum mit kuppigen Bergländern, Höhenspornen, 

bewegten Einbuchtungen und Randsenken dar. Die Gesteinsböden sind flachgründig, basen-

arm, lehmig-grusig bis steinig. Die Rücken, Kuppen und Bergplatten sind bewaldet, die im 

Norden flacheren Senken landwirtschaftlich genutzt. In Talniederungen kommt Dauergrünland 

vor.  

Somit setzt sich der „Ostsauerländer Gebirgsrand“ aus einer Vielfalt an Formengesellschaften 

zusammen. Die naturräumlichen Einheiten „Ostsauerländer Gebirgsrand“ und „Hochsauerland 

(Rothaargebirge)“ stellen einen Ausschnitt aus der Übergangszone des rheinischen Schiefer-

gebirges in die hessisch-waldecksche Zechsteintafel dar, die Teil der Naturraumeinheit „West-

hessisches Berg- und Senkenland“ ist. 

 Regional bedeutsame Bau- und Kulturdenkmale 

Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich keine regional bedeutsamen Bau - 

und/oder Kulturdenkmale. Die nächstgelegene historisch bedeutsame Kulturlandschaft ist die 

„Bergbaulandschaft bei Adorf“.  

Regional bedeutsame Denkmäler befinden sich im Ortsteil Flechtdorf. Hierbei handelt es sich 

um das ehemalige Benediktiner-Kloster. Die Kirche ist neben der Kirche im Ortsteil Adorf eines 

der bedeutsamsten romanischen Bauwerke in der Region. Die Klosteranlage ist ebenfalls ein 

denkmalgeschütztes Objekt.  
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 FFH- und Vogelschutzgebiete 

Die nächstgelegenen gemeldeten NATURA 2000 Gebiete bzw. FFH und Vogelschutzgebiete 

sind die Gebiete mit der Kennzeichnung NATURA 2000 Nr. „4618-301 Kahlen-Berg bei Adorf“. 

Das FFH-Gebiet befindet sich in einer Entfernung von ca. 4,5 Kilometer.  

 Avifaunistische Schwerpunkträume 

Die Karte zu den avifaunistischen Schwerpunkträumen zeigt, dass das Untersuchungsgebiet 

Gegenstand des avifaunistischen Schwerpunktraumes Nr. 218 „Offenland der Gemeinde Die-

melsee“ ist. Hierbei handelt es sich um ein „regional bedeutsames Brutgebiet“ und „lokal be-

deutsames Rastgebiet“.  

 

 

 Karte Zustand und Bewertung 

Die Karte „Zustand und Bewertung“ legt für das Untersuchungsgebiet e inen unbewaldeten 

Raumtypen mit einer geringen Vielfalt fest. Die Bewertungskriterien für eine geringe Vielfalt 

beinhaltet die Aspekte eines einheitlichen Raumeindrucks, einer großflächigen landwirtschaft-

lichen Nutzung und einer kaum gegliederten Strukturarmut.  

Die weitere Differenzierung eines gering strukturierten, ackerbaulich geprägten Raums be-

schreibt das Untersuchungsgebiet weiter als einen Raum, der den Eindruck von einer vorherr-

schenden, weiträumigen ackerbaulichen Nutzung vermittelt. Der Raum ist gehölz- und 

Abbildung 2  

Übersichtsplan zur Verortung des räumlichen Geltungsbereiches innerhalb der avifaunistische 

Schwerpunkträume 
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strukturarm. Es sind nur vereinzelt Restflächen von Grünland, v.a. an Bachläufen, vorhanden. 

Kleinflächig eingestreute Waldinseln oder durch Gehölze/ Kleinstrukturen gegliederte Teilbe-

reiche sind der ackerbaulichen Nutzung untergeordnet. Gliedernde Elemente fehlen weitge-

hend. Aufgrund der Flächengröße besitzen sie maximal nur eine geringe raumstrukturierende 

Wirkung. Typisch ist eine fehlende Nutzungsvielfalt.  

Südwestlich des Untersuchungsgebietes befindet sich eine landschaftsbildbeeinträchtige nde 

Siedlung. Hierbei handelt es sich um die Streusiedlung „Wohnbebauung östlich von Flechtdorf“.  

 Entwicklungskarte 

Die „Entwicklungskarte“ des Landschaftsrahmenplans Nordhessen 2000 trifft keine relevanten 

Aussagen zu dem Untersuchungsgebiet. 
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2 Bestandsaufnahme | Bewertung  

 Schutzgut Boden  

2.1.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Die natürliche Funktion des Bodens ist die Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, 

Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, als Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser - 

und Nährstoffkreisläufen und als Abbau- und Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen, 

insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers. Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG 

sind die Böden, u.a. durch Vermeidung von schädlichen Beeinträchtigungen, nachhaltig zu 

sichern oder wiederherzustellen. Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sind seine prägenden biologischen Funktionen, die Stoff - und 

Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhalten, 

dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Nicht mehr genutzte versiegelte Flä-

chen sind zu renaturieren oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumutbar 

ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen 

durch schädliche Bodenveränderungen sollen so vermieden werden. Mit Grund und Boden 

soll sparsam umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-

nahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung 

von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

2.1.2 Ausgangssituation 

 Geologischer Strukturraum 

Der Planungsraum befindet sich im Bergisch-Sauerländischen Gebirge in der Haupteinheit 

„Ostsauerländer Gebirgsrand“. Der Naturraum stellt sich als ein hufeisenförmig verlaufender, 

tiefgegliederter und gestaltungsreicher Gebirgssaum mit kuppigen Bergländern, Höhenspor-

nen, bewegten Einbuchtungen und Randsenken dar. Die Gesteinsböden sind flachgründig, 

basenarm, lehmig-grusig bis steinig. Die Rücken, Kuppen und Bergplatten sind bewaldet, die 

im Norden flacheren Senken landwirtschaftlich genutzt. In Talniederungen kommt Dauergrün-

land vor.  

 Aktuelle Nutzung 

Das Untersuchungsgebiet besitzt eine langjährige militärische Vornutzung. Aktuell werden 

die Fläche als Weide- und Mähgrünland genutzt. Eine Mahd erfolgt ein bis zweimal jährlich, 

zudem wird kein Düngemittel ausgebracht. In der Folge wird der Boden eher selten befah-

ren, weshalb eine weitestgehende Bodenruhe anzunehmen ist.  
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Grundsätzlich sind verschiedene Eintragspfade für Stoffeinträge in den Boden vorhanden. 

Neben dem Eintrag von anthropogenen Emissionen der Industrie, Gewerbe, Verkehr und 

Haushalt über die Atmosphäre werden Schadstoffe auf der verfahrensgegenständlichen Flä-

che auch auf direktem Wege in die Böden durch die Beweidung eingebracht. Die Böden des 

Planungsraums fangen in Abhängigkeit ihrer Eigenschaften diese Einträge nur in begrenz-

tem Umfang auf.  

 Bodenversiegelungen 

Bedingt durch die militärische Vornutzung sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 

bereits ca. 0,3 Hektar Fläche durch die innere Erschließung des Konversionsareals vollver-

siegelt. Im Untersuchungsraum wurden im Rahmen der militärischen Vornutzung w eitere 

Eingriffe in das Schutzgut Boden vorgenommen, die durch die zahlreichen Aufschüttungen 

und Abgrabungen das Relief des Geländes und die Bodenstruktur nachhaltig verändert ha-

ben. 

 Bodenfunktionsbewertung 

Im Boden-Viewer des Landes Hessen sind für den Planungsraum keine Daten bezüglich der 

Bodenfunktionsbewertung hinterlegt. Die Böden der umliegenden Bereiche werden mit ei-

nem mittleren bis sehr geringen Erfüllungsgrad bewertet.   

 Altlasten 

In der beim Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) geführten 

Altflächendatei des Landes Hessen (FIS AG) werden Informationen über Altflächen (Altabla-

gerungen/Altstandorte) sowie Flächen mit sonstigen schädlichen Bodenveränderungen vor-

gehalten, soweit diese von den Kommunen im Rahmen ihrer gesetzlichen Pflichtaufgaben ge-

meldet oder der zuständigen Behörde auf sonstigem Wege übermittelt wurden. Nach entspre-

chender Recherche in dem danach vorliegenden Datenbestand des Fachinformationssystems 

Altflächen und Grundwasserschadensfälle (FIS AG) ist festzustellen, dass in der Nachbarschaft 

des Planbereiches folgender Eintrag erfasst ist:  

ALTIS-Nummer 635.007.040-000.025 

Arbeitsname 91 - HAWK-Stellung Flechtdorf 

Status Fläche nicht bewertet 

Flächenart   Altstandort 

Straße Der gelbe Stuken 

UTM-Ost   489790,14 

UTM-Nord 5687100,546 

max. WZ-Klasse 5 

Bemerkungen Keine Hausnummer, da Außenbereich 
 

 

Wie aus dem folgenden Luftbild zu entnehmen ist, sind innerhalb des räumlichen Geltungs-

bereiches des Bauleitplans keine Altlasten zu erwarten. Die im Luftbild markierten Koordinaten 

stellen den mitgeteilten Altlastenstandort dar. Dem Luftbild sind auch die bereits veränderten 

Bodenstrukturen zu entnehmen. 
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 Bodenbedeutung 

Seltene oder gefährdete Bodenarten, wie Moore bzw. besonders nährstoffarme Böden, sind 

nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Ein besonderes Entwicklungspotenzial des 

Bodens ist nicht festzustellen. Der Boden im Geltungsbereich hat keine Bedeutung als Archiv 

der Natur- und Kulturgeschichte. 

 Schutzgut Fläche 

2.2.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Das Schutzgut Fläche stellt eine endliche Ressource in unserem Naturhaushalt dar. Der spar-

same Umgang mit dem Schutzgut sowie die Minimierung des Flächenverbrauchs bzw. der 

Flächeninanspruchnahme sind im Baugesetzbuch verankert. Daher soll mit Grund und Boden 

sparsam umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 

von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flä-

chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bo-

denversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 1 a BauGB).  

2.2.2 Ausgangssituation 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich innerhalb eines ehemals militärisch genutzten, größ-

tenteils brachliegenden Areals. Aktuell werden die nicht versiegelten Flächen als Weide- und 

Abbildung 3  

Verortung der Altlastenverdachtsfläche  
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Mähgrünland genutzt. Circa 0,3 Hektar der Fläche sind bereits durch die vorhandene innere 

Erschließung des Areals vollversiegelt. Das Areal ist durch eine Zaunanlage von der umge-

benden landwirtschaftlichen Nutzung, auch als sichtbares Objekt, abgegrenzt.  

 Schutzgut Wasser 

2.3.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Die oberirdischen Gewässer mit ihren Ufern und das Grundwasser sind als Bestandteil des 

Naturhaushaltes nachhaltig zu schützen und so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der 

Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen einzelner Personen dienen. Die Ge-

wässer sind als Lebensraum für Pflanzen und Tiere zu erhalten und zu sichern. Als Grundlage 

jeglichen Lebens ist Wasser ein kostbares Gut. Durch Planung, Überwachung und andere ge-

eignete Maßnahmen ist darauf hinzuwirken, dass Beeinträchtigungen ihrer ökologischen 

Funktionen vermieden und bestehende Beeinträchtigungen gemindert oder aufgehoben wer-

den (§ 1 HWG).  

2.3.2 Ausgangssituation 

 Oberflächenwasser 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine Fließ- und/oder Stillgewäs-

ser. Im Untersuchungsgebiet sind ebenso wie in der gesamten Gemarkung keine rechtskräf-

tigen Überschwemmungsgebiete oder Bereiche für den Schutz oberirdischer Gewässer aus-

gewiesen. 

 Grundwasser 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in dem Hydrogeologischen Großraum „West- und 

mitteldeutsches Grundgebirge“ und gliedert sich weiter in die Raum „Rheinisches Schieferge-

birge“ und Teilraum „Paläozoikum des nördlichen Rheinischen Schiefergebirges“.  

Der hydrogeologische Teilraum besteht aus Gesteinen feinkristalliner Kalke, aus Ton- und 

Grauwackenschiefer mit Kalkspat des Oberdevon, deren Grundwasserführung allein von der 

Trennfugendurchlässigkeit, d.h. von Klüften, Schieferungs- und Auflockerungsflächen be-

stimmt wird. Entsprechend gering ist das nutzbare Grundwasserdargebot mit 28 l/s.  

Trinkwasserschutz- oder Heilquellenschutzgebiete sind durch die Planung ebenfalls nicht 

betroffen. Östlich des Planungsraums befindet sich die durch Verordnung ausgewiesene 

Schutzzone IIIB des Trinkwasserschutzgebietes „WSG TB Massenhausen und TB Pepölter 

Kopf“.  
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 Schutzgüter Luft und Klima 

2.4.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Die Schutzgüter Klima und Luft haben eine herausragende Bedeutung. Luftverunreinigungen 

beeinträchtigen die menschliche Gesundheit sowie Pflanzen, Tiere, Kultur - und Sachgüter. 

Luftverunreinigungen belasten weiterhin das regionale aber auch das globale Klima. Durch 

die Schutzgüter Klima und Luft sollen insbesondere die Wirkungskomplexe des Bioklimas 

(Wechselwirkungsprozesse Mensch - Atmosphäre) und die Lufthygiene (Schadstoffbelastung) 

betrachtet werden. Fachplanerisches Ziel ist es, Beeinträchtigungen (§2 Abs. 1 Satz 1 

BNatSchG) sowie Baumaßnahmen in empfindlichen Klimabereichen (z.B. Frischluftschneisen 

für Siedlungen) zu vermeiden. 

2.4.2 Ausgangssituation 

Der nordhessische Raum gehört der gemäßigten Klimazone an. Winde aus westlicher Rich-

tung bewirken einen erhöhten Niederschlag. Sie sind mit einem maritimen (atlantischen) bis 

kontinentalen Klima vergleichbar. Die Hauptwindrichtung im Sommer ist Nordwest, während 

im Winter Südwestwinde überwiegen. Dies bedingt ein deutlich subkontinental geprägtes 

Klimagebiet. 

 Niederschlagsverhältnisse 

Innerhalb des Planungsgebietes gibt es noch kühlfeuchtes Klima mit Nebel und Spätfrösten. 

Durch die rückseitige Lage zum Rothaargebirge fallen geringere Niederschlagsmengen an. 

Innerhalb des Gemeindegebietes nehmen diese sukzessive von West nach Südost von 850 - 

900 mm bis 700 - 750 mm ab.  

 Temperaturverhältnisse 

Die Lufttemperatur ergibt in dem Gemeindegebiet der Gemeinde Diemelsee ein Jahresmittel 

von 6 Grad Celsius bis 7 Grad Celsius.  

 Klima der offenen Gemarkung - Untersuchungsgebiet 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich auf einer Erhöhung innerhalb einer offenen Feldflur, 

die von Wäldern gesäumt wird. Das Klima dieser offenen Gemarkung ist durch stärkere Tem-

peratur- und Windextreme geprägt. Durch fehlende Beschattung ist die Erwärmung der Erd-

oberfläche am Tage höher, während diese Flächen in der Nacht stärker auskühlen. Offene 

Plateau- bzw. schwache Hanglagen bilden sich in der Regel zu Kaltluftentstehungsgebieten 

aus, deren Auskühlung durch hohe Windgeschwindigkeiten noch verstärkt wird. Daher be-

findet sich das Untersuchungsgebiet im Kontext eines typischen Kaltluftentstehungsgebie-

tes. Für die Kaltluftentstehung sind insbesondere die Acker- und Grünflächen wichtige Kom-

ponenten.  
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Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich drei Windenergieanlagen , im weiteren 

Kontext neun andere Anlagen. Durch die bestehenden Windenergieanalgen sind Auswirkun-

gen durch Luftverwirbelungen auf das lokale Klima zu erwarten.  

Die aus der militärischen Vornutzungen entstandenen Versiegelungen sowie die durch die 

Windenergieanlagen hervorgerufen Versiegelungen und Teilversiegelungen wirken sich be-

reits negativ auf die klimatischen Bedingungen aus.  

 Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

2.5.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen  

Tiere und Pflanzen sind wichtige Bestandteile des Ökosystems. Sie tragen zum Funktionieren 

der Naturhaushalte, zur Erhaltung der Luftqualität sowie zur Schönheit des Lebensumfeldes 

bei und dienen als Nahrungsgrundlage des Menschen. Nach Bundesnaturschutzge setz ist ihr 

Lebensraum kongruent zur biologischen Vielfalt (Vielfalt an Lebensräumen und Ökosystemen 

sowie Artenvielfalt) zu schützen und zu erhalten.  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf Schutzgüter 

und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft, die biologische Vielfalt sowie 

die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes sowie die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die biolo-

gische Vielfalt zu berücksichtigen.  

Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-

flächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 

Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 

Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können (§ 14 BNatSchG).  

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder 

von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in Natur und 

Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, Minimierung, den Ausgleich und den Ersatz 

nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden. Die Vermeidung, Minimierung und 

der Ausgleich voraussichtlicher erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie 

der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sind in der Abwägung zu berück-

sichtigen (§1a BauGB). 

2.5.2 Ausgangssituation 

 Biotop- und Nutzungsstrukturen 

Bei dem Untersuchungsgebiet handelt es sich um segmentierte Grünlandflächen. Die Unter-

teilung der Flächen erfolgte auf Grundlage der militärischen Vornutzung. Im Rahmen der 

Vornutzung wurden in Abhängigkeit der zu schaffenden Strukturen asphaltierte 
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Wegeverbindungen hergestellt. Der von Wegen umgebene nördliche Bereich wird extensiv 

mit Schafen beweidet. Hierbei handelt es sich in Teilen um einen trockenen Standort.  Entlang 

des nördlich liegenden Gehölzzugs, im Bereich der Böschungen haben sich magere und tro-

ckene Säume entwickelt. In der Ausprägung handelt es sich um ein „Magerrasen-Biotop“. Bei 

dem Biotop „Magerrasen“ handelt es sich grundsätzlich um ein nach §30 BNatSchG gesetzlich 

geschütztes Biotop. Handlungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung dieses Biotopes 

führen, sind verboten.  

Arten, die in dem Biotop vorkommen, sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:  

Schafgarbe Achillea millefolium 

Kleine Bibernelle Pimpinella saxifraga 

Echtes Labkraut Galium verum 

Johanniskraut Hyperium perforatum 

Dorniger Hauhechel Ononis spinosa 

Besenheide Calluna vulgaris 

Thymian Thymus pulegioides 

Haar Schwingel Festuca tenuifolia 

Kleines Habichtskraut Hieracium pilosella 

Roter Fingerhut Digitalis purpurea 

Hunds-Rose Rosa canina 

Gewöhnlicher Rot-Schwingel Festuca rubra 

Rotes Straußgras Agrostis capillaris 

Gewöhnliches Kreuzblümchen Polygala vulgaris 

Knöllchen Steinbrech Saxifraga granulata 

Blutwurz Potentilla erecta 

Hasenbrot Luzula campestris 
 

Der Magerrasen wird durch einzelne Gehölzstrukturen jungen Alters begleitet. Häufig vor-

kommend ist die Art „Hunds-Rose - (Rosa canina)“.  

Die südlichen Teilbereiche werden einmal jährlich im Juli gemäht und je nach Aufwuchs im 

Herbst kurzzeitig durch die Schafe nachbeweidet. Eine direkte Düngung erfolgt nicht. Indirekt 

ist eine organische Düngung durch die Schafbeweidung vorhanden. Das extensiv bewirtschaf-

tete Grünland weist folgende Arten auf:  

Schafgarbe Achillea millefolium 

Thymian Thymus pulegioides 

Gewöhnliche Acker-Witwenblume Knautia Arvensis 

Johanniskraut Hyperium perforatum 

Kleine Bibernelle Pimpinella saxifraga 

Fettwiesen-Magerite  Leucanthemum ircutianum 

Rundblättrige Glockenblume Campanula rotundifolia 

Stängellose Kratzdistel  Cirsium acaule 

Wiesen-Rispengras Poa pratensis 

Rot-Schwingel Festuca rubra 

Rotes Straußgras Agrostis capillaris 

  
 

Da innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches „Knöllchen Steinbrech“ und „Gewöhnliches 

Kreisblümchen“ kartiert wurden, sind Pflanzenarten der Roten Liste Hessens bzw. Deutschlands 

oder nach Bundesartenschutzverordnung besonders geschützte Pflanzenarten vorhanden. 

Diese befinden sich in den höherwertigen Grünlandbereichen im nördlichen Plangebiet. In 

diesem Bereich setzt eine Verbuschung ein.  
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Weitere Gehölze sind vereinzelt entlang der Zaunanlage vorhanden. Diese kann in Abhängig-

keit von Höhe, Maschenweite und Abstand zum Boden eine Barrierewirkung gegenüber Klein-

, Mittel- und Großsäuger darstellen. Von höherer Bedeutung sind die Saumstrukturen entlang 

der Zaun- und Verkehrsanlagen sowie der aufgeschütteten Halden.  

2.5.3 Tiere  

Der Untersuchungsraum erfährt durch die brachliegende Nutzung einen vielfältigen Raumein-

druck trotz der Lage innerhalb einer monotonen, großflächigen landwirtschaftlichen Nut-

zungsstruktur. Der Raum ist gehölz- und strukturarm. Südlich des räumlichen Geltungsberei-

ches grenzt eine ökologisch höherwertige Fläche an. Das extensive Grünland mit teils ausge-

bildeten Gehölzstrukturen bietet einen Rückzugsraum in dem sonst unbewaldeten Raumtyp 

mit einer geringen Strukturvielfalt.  

Das aus der militärischen Nutzung genommene Areal wurde in Teilen in eine zi vile Nachnut-

zung überführt.  

› Nördlich an den räumlichen Geltungsbereich grenzt eine landschaftsgebundene Freizei-

taktivität in Form einer etablierten „Paintball-Anlage“ an. Von der Anlage gehen Ge-

räuschentwicklung, insbesondere durch lautstarke Rufe, aus. Von daher ist eine Vor-

belastung durch Freizeitlärm vorhanden. Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die 

vorhandenen Wegeparzellen und asphaltierten Wegeflächen, weshalb eine regelmä-

ßige Frequentierung der Erschließungsanlagen (Besucherverkehr) vorliegt. 

› Im nördlichen Teilbereich des Areals befindet sich eine „Hundeschule“. Von dem Betrieb 

der Hundeschule gehen weitere Geräuschentwicklungen aus. Zusätzlich wird das Areal 

als frequentierter Rundweg für Hundebesitzer im Zusammenhang der Hundeschule 

genutzt, weshalb eine Störung durch Prädatoren vorliegt. 

› Innerhalb des Areals befinden sich zwei Windenergieanlagen, in unmittelbarer räumli-

cher Nähe zum Areal befinden sich vier weitere Anlagen. Insgesamt befinden sich in 

dem Gebiet 13 Anlagen zur Nutzung der Windenergie. Durch das potentielle Meide-

verhalten verschiedener Vogelarten, ausgelöst durch die Vorbelastung in Form der 

Windenergieanlagen, wird das Untersuchungsgebiet weniger stark frequentiert.  

› Aus der militärischen Vornutzung des Areals ist eine Einfriedung in Form eines Maschen-

drahtzauns zurückgeblieben. Die geschlossene Zaunanlage stellt eine Barrierewirkung 

in dem sichtbar abgegrenzten Areal dar. Die Barriere befindet sich auf einem Hügel in 

einem sonst von Waldflächen gesäumten Offenland.  

Amphibien: 

Die Eigenschaften des Habitats von Amphibien reichen von geschlossenen, waldigen Lebens-

räumen bis zu offenen, extrem vegetationsarmen Landschaften in den ersten Sukzessionssta-

dien. Die Habitate bestehen zumeist aus zwei nahe beieinander liegenden Biotopty pen: einem 

aquatischen (Laichgewässer) und einem terrestrischen (Landhabitat) Habitat. Aufgrund der 

örtlichen Gegebenheiten sind Amphibien nicht zu erwarten.  

Reptilien: 
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Die Habitate von Reptilien sind auf bestimmte Lebensraumtypen beschränkt. Neben struktu-

rierten Hängen, Heiden und Wiesen sind Ton-, Sand- und Kiesgruben, Felsen und Steinbrüche, 

Hangmauern, Ruderalstellen und -flächen sowie Feuchtgebiete Lebensräume, in denen Repti-

lien zu erwarten sind. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten wurden Untersuchungen durch-

geführt. 

Dem Bericht zur Reptilienkartierung ist zu entnehmen, dass im Erfassungszeitraum keine 

Nachweise auf ein Reptilienvorkommen innerhalb des Untersuchungsgebiets festgestellt 

werden konnten. Weder bei Sichtbeobachtungen noch unter den künstlichen Verstecken 

konnten Tiere gesichtet werden. Demnach ist davon auszugehen, dass auf dem Untersu-

chungsgebiet mit hoher Wahrscheinlichkeit kein Vorkommen von Reptilien anzunehmen ist.  

Tagfalter und weitere Insekten: 

Tagfalter besiedeln verschiedene terrestrische Lebensräume. In der Agrarlandschaft stellen 

vor allem extensive Wiesen und Säume ein wichtiges Habitat dar. Im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans sind aufgrund der trockenen und mageren Gegebenheiten Strukturen für 

Tagfalter vorhanden.  

Insekten stellen die artenreichste Klasse der Tiere dar und besiedeln nahezu jeden Lebens-

raum. Der Rückgang der Insekten ist dabei auf verschiedenen Ursachen zurückzuführen (z.B. 

Landnutzungswandel, Nutzungsintensivierung, Flächenverbrauch u.a.). Der Planungsraum be-

steht aus Grünlandflächen mit teils ausgeprägten Säumen.  

Säugetiere: 

Im Planungsraum ist ein eingeschränktes Artenspektrum von Säugetieren zu erwarten. Vor-

kommen geschützter Arten wie beispielsweise dem Feldhamster sind für das Gebiet nicht be-

kannt. Für Fledermäuse stellt der Planungsraum allenfalls ein Nahrungshabitat dar.  

2.5.4 Schutzgebiete 

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und des Hessischen Ausfüh-

rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz werden durch die geplante Aufstellung des vor-

liegenden Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt. FFH- Gebiete und Vogelschutzgebiete gem. 

Europäischer Vogelschutzrichtlinie sind nicht betroffen. Aufgrund dessen sind Auswirkungen 

auf Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechtes nicht zu erwarten.  

In der weiteren Umgebung des Areals befinden sich mehrere Schutzgebietet. Östlich der ver-

fahrensgegenständlichen Flächen befindet sich das Naturschutzgebiet (NSG) „ Auf der Buchen-

lied bei Wirmighausen“. Aufgrund der bewaldeten Zechsteinrücken besitzt das NSG einen ho-

hen Wert. Nördlich des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich das NSG „Am Mühlenberg 

bei Adorf“. Bestandteil des ca. 33,2 Hektar großen Naturschutzgebietes sind die Waldbestände 

des Mühlenbergs. Weiterhin befindet sich im Ortsteil Heringhausen das NSG „Diemelsee“. 

Hierbei handelt es sich um die Westspitze der Diemeltalsperre.  
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2.5.5 Biologische Vielfalt 

Unter dem Begriff „biologische Vielfalt“ werden laut Bundesnaturschutzgesetz die Vielfalt der 

Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt sowie die Vielfalt an Formen 

von Lebensgemeinschaften und Biotopen gefasst.  

Die biologische Vielfalt im Untersuchungsgebiet ist aufgrund der langjährigen brachliegenden 

Nutzung des Areals höherwertig einzustufen. Das Plangebiet selbst besitzt wenige Biotop-

strukturen. Neben dem Magerrasen und sonstigen trockenen und mageren Grünlandflächen 

sind Saumstrukturen entlang der asphaltieren Flächen prägend. Im Anschluss an die best e-

henden Grünlandflächen ist eine kompakte Waldfläche vorhanden. Gleichzeitig ist das ehe-

mals militärisch genutzte Areal von einem intensiv landwirtschaftlich bewirtschafteten Offen-

landstandort umgeben.  

 Schutzgut Landschaft / Landschaftsbild 

2.6.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Zum Bereich Landschaft gehören einerseits das Landschaftsbild und andererseits die Erho-

lungsfunktion eines Betrachtungsraumes. Das Landschaftsbild mit seiner Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit ist in seiner Funktion als Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen zu sichern. 

Eingriffe sind zu vermeiden (§ 2 Abs. 1 BNatSchG).   

2.6.2 Ausgangssituation 

Das Landschaftsbild beschreibt das Wirkungsgefüge zwischen der “Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit sowie den Erholungswert von Natur und Landschaft”.  

Im räumlichen Kontext des Untersuchungsgebiets sind, mit Ausnahme von „Flechtdorf“, nur 

kleinere Siedlungen vorhanden. Die drei nächstgelegenen Ortschaften zu den geplanten Pho-

tovoltaikanlagen sind „Wirmighausen“ im Norden, „Mühlhausen“ im Osten und „Helmscheid“ 

im Süden des Untersuchungsgebietes. 

Die umgebene Landschaft der verfahrensgegenständlichen Flächen wird mit einer mittleren 

Bedeutung für die Landschaftspflege und die naturbezogene Erholung beurteilt. Die natur-

räumliche Eigenart und kulturhistorische Landschaftselemente sind im Wesentlichen noch zu 

erkennen. Beeinträchtigende Vorbelastungen sind mit Ausnahme des Untersuchungsgebietes 

und der 13 Windenergieanlagen gering. 

Das Untersuchungsgebiet stellt aufgrund der militärischen Vornutzung einen anthropogen 

überformten Bereich in einer sonst landwirtschaftlich genutzten Fläche dar. Das überformte 

Areal befindet sich auf einer Erhebung und ist aufgrund der Lage sichtbeherrschend bzw. gut 

einsehbar. Sichtbestimmend sind Zaun- und Erschließungsanlagen, brachliegende 
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Gebäudekomplexe, einzelne Aufschüttungen und die Waldflächen. Von besonderer land-

schaftsbildprägender Bedeutung sind die im Kontext stehenden Windenergieanlagen.  

Der Untersuchungsraum liegt außerhalb des Naturparks „Diemelsee“. Im Untersuchungsgebiet 

befinden sich keine Schutzgebiete. 

 Schutzgut Mensch, Gesundheit, Gesamtbevölkerung 

2.7.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Bauleitpläne sollen eine geordnete städtebauliche Entwicklung, eine dem Wohl der Allgemein-

heit ausgerichtete sozialgerechte Bodennutzung und eine menschenwürdige Umwelt sicher-

stellen. Dafür sind die Schutzgüter Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und 

Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissi-

onen) zu bewahren sowie die Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Emissionen (Gefah-

ren, erhebliche Nachteile und Belästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschüt-

terungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen) sicherzustellen. Schädliche Um-

welteinwirkungen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche 

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft her-

beizuführen, sollen vermieden werden. Als Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflan-

zen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter ein-

wirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme sowie Strahlen zu 

bezeichnen.  

2.7.2 Ausgangssituation 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in einem Offenland, begleitet von einzelnen Gehölz-

gruppen. Der räumliche Geltungsbereich befindet sich auf einem abgeflachten Höhenrücken 

mit südöstlicher Ausrichtung. Das Untersuchungsgebiet ist aufgrund der militärischen Vornut-

zung eingezäunt. Die Anlage ist daher für die Öffentlichkeit nicht zugänglich. Einzelne Nut-

zungen sind bereits auf der Fläche vorhanden. Hierbei handelt es sich um eine  Freizeit- und 

um eine Hundesportanlage.  

Der Untersuchungsraum liegt circa zwei Kilometer nordöstlich der nächstgelegenen Ortschaft 

Flechtdorf. Zwischen der Wohnbebauung und dem Untersuchungsraum befindet sich ein Son-

dergebiet, welches aktuell in ein Gewerbegebiet umgewidmet werden soll.  

Aufgrund der Höhendifferenz von circa 60 Meter und der Lage bzw. der Ausrichtung des 

räumlichen Geltungsbereiches ist dieser von den „Allgemeinen Wohngebieten“ nicht einseh-

bar. 

Südlich des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich in einer Entfernung von ca. 1.500 

Metern der Stadtteil „Helmscheid“ der Kreis- und Hansestadt Korbach. Zwischen dem Stadtteil 
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und dem Untersuchungsgebiet befindet sich eine bewaldete Höhenkuppe. Eine Sichtbezie-

hung zum Untersuchungsgebiet besteht nicht.  

Aufgrund der bestehenden Nutzung des Untersuchungsgebietes, hier Windenergieanlagen, 

sind Beeinträchtigungen festzustellen. Durch die Windenergieanlagen sind übermäßige Ge-

räuschentwicklungen vorhanden. Die akustischen Vorbelastungen setzen die Aufenthalts - und 

Erholungsqualität im Untersuchungsgebiet neben einer optisch bedrängenden Wirkung und 

dem Schattenwurf herab. Insbesondere die Naherholungsqualität in dem Offenland zwischen 

den Ortschaften „Flechtdorf“ und „Mühlhausen“ wird durch insgesamt 13 Windenergieanlagen 

herabgesetzt.  

Durch die bestehenden Windenergieanlagen bestehen Risiken, auch wenn diese durch die 

Anlagenbetreiber auf ein Minimum herabgesetzt wurden. Bei extremen Witterungsverhältnis-

sen können sich theoretisch an den Rotorblättern der Windenergieanlagen Eisablagerungen 

bilden. Diese können sich u.U. in Teilen von der Anlage lösen und zu Unfällen führen. Andere 

Risiken können sich durch einen Brandfall ergeben. Eine nicht auszuschließende Gefährdung 

für Menschen und Güter ist dann im Umfeld des Anlagenturmes zu erwarten.  

 Schutzgüter Kultur- und Sachgüter 

2.8.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

Unter Kulturgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung als 

architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Fundstellen darstellen. Zu den sonsti-

gen Sachgütern zählen Werte, die eine hohe funktionale Bedeutung haben od er hatten oder 

besondere Konstruktionsmerkmale aufweisen (z. B. Brücken, Türme, Friedhöfe). Das Bundesna-

turschutzgesetz schreibt die Erhaltung historischer Kulturlandschaften von besonders charak-

teristischer Eigenart, sowie der Umgebung geschützter oder schützenswerter Kultur, Bau- und 

Bodendenkmälern vor. 

2.8.2 Ausgangssituation 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht betrof-

fen. 
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3 Prognose über die Entwicklung des 

Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 

der Planung 

Das Untersuchungsgebiet wurde über einen langen Zeitraum militärisch genutzt. Seit Aufgabe 

der Nutzung lag das Gelände brach. Einzelne Nutzungen konnten sich in einem unterlegenen 

Teilbereich etablieren. Mehrere Bauleitplanverfahren und Bauvoranfragen scheiterten  bei der 

Aufgabe die Fläche in eine zivile Nutzung zu überführen.  

Das Untersuchungsgebiet wird seit Jahren zur Gewinnung erneuerbarer Energien, hier Wind-

energieanlagen, genutzt. Durch das bestehende Recht kann angenommen werden, dass unter 

Beibehaltung der aktuellen Nutzung und dem Betrieb der Anlagen keine wesentliche Ände-

rung der Auswirkungen auf die Umweltqualität im Planungsgebiet resultieren. 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Belange wird sich durch die voraussichtlich gleichblei-

bende landwirtschaftliche Bewirtschaftungsform und der brachliegenden Nutzung in weiten 

Teilen des Areals keine Veränderung gegenüber dem derzeitigen Zustand ergeben.  

Veränderungen des Klimas auf Ebene des lokalen Klimas sind nicht zu erwarten sind. Die Auf-

stellung des Bebauungsplanes leistet einen wichtigen Beitrag für die Erreichung der nationa-

len Klimaschutzziele, deren Ziele bei Nichtdurchführung vom Grundsatz her als gefährdet be-

trachtet werden müssen. 
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4 Auswirkungen und Prognose bei 

Durchführung der Planung 

Bei Durchführung der Planung sind unterschiedliche Wirkungen auf den Umweltzustand zu 

erwarten. Diese werden im Folgenden in Relation zum aktuellen Umweltzustand sowie den 

herrschenden Vorbelastungen für die jeweiligen Schutzgüter erläutert und bewert et. Dabei 

werden - soweit sie erheblich sind - auch mögliche Auswirkungen während der Bau- und Be-

triebsphase berücksichtigt. Innerhalb des Umweltberichtes sollen sowohl Umweltschutzziele 

auf Ebene der Europäischen Union als auch auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 

berücksichtigt werden. 

 Schutzgut Boden 

4.1.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

In Abhängigkeit von den zum Einsatz kommenden Baumaschinen kann es bei feuchten Witte-

rungsverhältnissen zu einer ungünstigen Verdichtung des Bodens kommen. Das Befahren, Be-

treten und Bearbeiten von Böden kann zu verstärkten Schädigungen des Bodengefüges füh-

ren. Sie treten in der Krume und im Unterboden auf. Die Verdichtung des Bodens ist abhängig 

von den bodenspezifischen Verhältnissen (Korngröße, Gefüge, Poren, Wassergehalt, organi-

sche Substanz, Tonminerale).  

Bei Grabarbeiten für Kabelleitungen ist eine erhöhte Beeinträchtigung des Schutzgutes mög-

lich. Insbesondere bei der technischen Erschließung der Anlagen muss der Boden ausgehoben  

und zwischengelagert werden. Damit sind Eingriffe in das Bodengefüge verbunden. Aus einem 

nicht fachgemäßen Bearbeiten von Böden können verstärkte Schädigungen des Bodengefüges 

resultieren. 

Auch beim Gründen können baubedingte Auswirkungen auf den Boden entstehen. Dieser kann 

sich durch maschinelle Einwirkungen in Bereichen der Konstruktion verdichten.  Durch die Ar-

beiten sind Erschütterungen in den angrenzenden Lebensräumen zu erwarten.  

Grundsätzlich sind durch den Einsatz von Maschinen weitere baubedingte Emissionen (Lärm, 

Staub, Abgase, Lichtreize und Erschütterungen) zu erwarten. Die Emissionen sind temporär 

befristet.  

Die baubedingten Auswirkungen sind zeitlich und räumlich begrenzt. Durch Festsetzungen zu 

Vermeidung und Minimierung können sich für das Schutzgut Boden keine erheblichen Beein-

trächtigungen ergeben. 

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die sich durch die 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben. Durch die Überstellung der Grünlandflächen mit 

Photovoltaikmodulen sind Veränderungen der Niederschlagscharakteristik unterhalb der 
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Module zu erwarten. Hier ist der natürliche Feuchtigkeitseintrag entsprechend reduziert. Be-

einträchtigungen des Schutzgutes Boden können nicht ausgeschlossen werden. Auf den Flä-

chen sind durch die Überstellung Veränderungen der Vegetation grundsätzlich nicht zu er-

warten, da der vom Wind verwehte Regen oder Tau bzw. die Kapillarkraft des Bodens aus-

reicht, um die Vegetationsdecke zu erhalten. Großflächige Teilüberdachungen durch 

Modulflächen hingegen stehen einer Wahrnehmung der natürlichen Bodenfunktionen in der 

Regel nicht entgegen. Hier können weiterhin die natürlichen Bodenfunktionen, wie zum Bei-

spiel die Funktionen als Lebensraum, Puffer, Filter , Speicher oder Funktionen zur Regulierung 

der Temperaturbildung, zum Abbau von organischen Stoffen und mineralischen Nährstoffen 

durch Bodenorganismen, wahrgenommen werden.  

Durch die Sicherstellung der geschlossenen Vegetationsdecke kann trotz der Hanglage die 

Wahrscheinlichkeit von Erosionseffekte durch ablaufendes Oberflächenwasser ausgeschlossen 

werden. Zusätzlich ermöglicht die Vegetation die Speicherung des Niederschlagswassers, wel-

ches zeitversetzt abgegeben werden kann.  

Durch den Bau von Freiflächenphotovoltaikanlagen können Versiegelung und folglich Ein-

griffe in das Schutzgut Boden vorgenommen werden. Hier sind neben den Nebenanlagen ins-

besondere die Photovoltaikanlagen (Module) als solche zu nennen, die in der Regel einen 

allgemeinen Versiegelungsgrad von weniger als zwei Prozent besitzen. Natürliche Bodenfunk-

tionen können im Bereich der Verankerung nicht mehr wahrgenommen werden. Diese punk-

tuellen „Versiegelungen“ können sich insgesamt auf ca. 650 Quadratmeter summieren.  

Da das anfallende Oberflächenwasser trotz des geänderten Niederschlagsregimes versickert 

und eine geschlossene Vegetationsdecke sichergestellt ist, sind keine negativen Auswirkun-

gen auf den Bodenwasserhaushalt zu erwarten. Durch die anlagenbedingten Eingriffe werden 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden ausgelöst, die einerseits durch Ausgleichsmaßnahmen 

zu kompensieren sind und andererseits durch Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

herabzusetzen sind, damit keine erheblichen Eingriffe in das Schutzgut vorgenommen werden.  

Flächenbilanzierung: 

Flächenbilanz Bestand Planung 

Erschließungsanlagen (asphalt ierte Flächen) 2.660 m² 2.660 m² 

Grünlandnutzung 

 

 

39.301 m² 1.927 m² 

6.412 m²  

(+ 25.652 m²) 

Gehölzpflanzungen 0 5.310 m² 

Nutzung solarer Strahlungsenergie  

• davon vollversiegelt  (in der Bilanz in überstellt enthalten)  

• davon überstellt  

• davon Grünlandnutzung 

0 

0 

0 

0 

32.064 m² 

650 m² 

25.652 m² 

6.412 

Trafostation 231 m² 231 m² 

Tabelle 2 – Schutzgut Boden bezogene Flächenbilanz  
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4.1.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Durch die Reinigung der Anlagen können Schadstoffe in den Boden eingetragen werden. Wei-

tere erhebliche Beeinträchtigungen durch betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu er-

warten.  

 Schutzgut Fläche  

4.2.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Für den Bau der Photovoltaikanlage werden Anlagenteile zum Freiflächenanlagenstandort 

transportiert. Für den Transport ist der Ausbau einzelner Wege im Geltungsbereich aufgrund 

der Anlagen nicht erforderlich. Während der Bauphase können einzelne Baumaterialien und 

Anlagenteile auf gesonderten bzw. bereits versiegelten Flächen gelagert werden. Dadurch 

ist eine baubedingte Flächeninanspruchnahme nicht erforderlich. Im Rahmen von Grab- und 

Aufstellarbeiten kann es in Abhängigkeit der zum Einsatz kommenden Baumaschinen zu ei-

ner temporären Flächeninanspruchnahme kommen.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden bisher anthropogen vorbelastete Flä-

chen in Anspruch genommen. Die ehemals militärisch genutzten und nun brachliegenden 

Flächen sollen so in eine zivile Nachnutzung überführt werden.  

Die Flächen obliegen aufgrund übergeordneter Planungen der Windenergienutzung. Die be-

stehenden Planungen der Betreiber*innen zum geplanten Repowering der Bestandsanlagen 

ermöglichen gleichzeitig eine Nutzung solarer Strahlungsenergien der verbleibenden Flä-

chen. Durch die zweifache Nutzung kann ein Vielfaches an Leistung gewonnen werden. Dies 

entspricht dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 2 

BauGB. Neue Erschließungsanlagen sind weder bau- noch anlagenbedingt erforderlich.  

4.2.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Erhebliche Beeinträchtigungen durch betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten.  

 Schutzgut Wasser 

4.3.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Zur Bauphase gehören im Allgemeinen die Einrichtung der Baustelle und die Bauarbeiten 

bis hin zur Fertigstellung der Freiflächenanlage. Die Dauer der Bautätigkeiten ist durch den 

Bauleitplan nicht begrenzt; sie kann sich über mehrere Wochen hinziehen.  

Während dieser Bauphase besteht ein allgemein erhöhtes Risiko für Schadstoffeinträge 

durch den Umgang mit Betriebs- und Schmierstoffen. Bei sachgemäßem Umgang mit diesen 
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Stoffen ist eine Verschmutzung des Grundwassers und des Oberflächengewässers nicht zu 

erwarten.  

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die  sich durch die 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben. Mit dem Bau der Freiflächenphotovoltaikan-

lagen geht eine großflächige Teilüberdachung von Grünlandflächen einher. Durch die Pho-

tovoltaikmodule sind Veränderungen der Nierderschlagscharakteristik unterhalb der Mo-

dule zu erwarten. Der natürliche Feuchtigkeitseintrag wird durch die Überdachung reduziert. 

Zusätzlich können sich entlang der Unterkante der fest installierten Modultische durch den 

dort konzentrierten Ablauf von Niederschlägen Rinnen ausbilden. Die Wasserbelastung an 

der Abtropfkante der Modultische ist abhängig von der Anzahl der Module, die innerhalb 

einer einzelnen Modulreihe übereinander montiert werden. Weitere Einflussfaktoren hierfür 

ist die Kraft und die Menge des auf den Boden auftreffenden Wassers sowie die Bodenart 

und Neigung des Geländes.  

Der durch den Wind verwehte Regen oder Tau bzw. die Kapillarkraft des Bodens ermöglichen 

unter Berücksichtigung der Mindesthöhen der Konstruktion eine flächendeckende Boden-

feuchte. Auswirkungen auf das Sickerwasser bzw. das Grundwasser werden durch die Flä-

chenänderung nicht erwartet, da das Niederschlagswasser weiterhin vor Ort versickern kann. 

4.3.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Betriebsbedingte Projektwirkungen umfassen alle Wirkungen, die beim Betrieb und bei der 

Unterhaltung einer PV-Freiflächenanlage auftreten. Während des Betriebs der Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergien sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Aus den bodenschonenden Pflegemaßnahmen resultiert eine ausgelöste Bodenruhe.  Daher 

sind positive Auswirkungen auf das Schutzgut Boden in Form der Wasserspeicherfähigkeit zu 

erwarten. Der verpflichtende Verzicht von Pflanzenschutz- und Düngemitteln wirkt sich ins-

gesamt positiv auf den Bodenwasserhaushalt und das Schutzgut Wasser aus.  

In der Betriebsphase der Anlage kann im Bereich der Transformatoren mit wassergefährden-

den Stoffen (Öl) umgegangen werden. Ein Ölwechsel an den Transformatoren muss in wieder-

kehrenden Intervallen erfolgen. Da die Stationen festgelegten Standards der jeweiligen Netz-

betreiber entsprechen und in der Regel alle erforderlichen Zertifikate nach Wasserhaushalts -

gesetz aufweisen, können erhebliche Beeinträchtigungen durch Betriebsstörungen und Lecka-

gen innerhalb der Stationen jedoch weitgehend ausgeschlossen werden.  

Bei der Reinigung der Moduloberflächen können unter Verwendung chemischer Reinigungs-

mittel Schadstoffe in den Bodenwasserhaushalt eingetragen werden.  
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 Schutzgüter Klima und Luft 

4.4.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Zur Bauphase gehören im Allgemeinen die Einrichtung der Baustelle und die Bauarbeiten bis 

hin zur Fertigstellung der Freiflächenanlage. Die Dauer der Bautätigkeiten ist durch den Bau-

leitplan nicht begrenzt; sie kann sich über mehrere Wochen hinziehen.  

In dieser Zeit ist mit Immissionen von Transportfahrzeuge, Montagearbeiten und Baumaschi-

nen (z. B. beim Aufstellen und Verankern von Trägerkonstruktionen und Wechselrichtern) zu 

rechnen. Zusätzlich erhöht sich während der Bauphase das Verkehrsaufkommen auf den Zu-

fahrtsstraßen. Erdarbeiten verursachen insbesondere bei trockener Witterung die Bildung dif-

fuser Staubemissionen. Sie sind zeitlich und räumlich begrenzt.  

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die sich durch die 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben. Durch die großflächige Überbauung von Flächen 

mit Modulen können lokalklimatische Veränderungen auftreten.  Die Temperaturen unter den 

Modulreihen können durch die Überdeckungseffekte tagsüber deutlich unter den Umge-

bungstemperaturen liegen. In den Nachtstunden liegen die Temperaturen unter den Modulen 

dagegen einige Grade über den Umgebungstemperaturen, da die  Wärmestrahlung durch die 

Module im Raum darunter gehalten werden und von dort nicht wegströmen können. Eine der 

Vornutzung kongruente Abkühlung ist somit nicht zu erwarten. Die veränderte Wärmeabstrah-

lung hat eine verminderte Kaltluftproduktion zur Folge.   

Die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage diesen Größenumfangs trägt zur Verbes-

serung des überregionalen Klimaschutzes durch die Erhöhung des Anteils klimaneutraler Ener-

gie bei. Dadurch kann die Energiegewinnung aus fossilen Energieträgern reduziert werden. 

4.4.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Betriebsbedingte Projektwirkungen umfassen alle Wirkungen, die beim Betrieb und bei der 

Unterhaltung einer PV-Freiflächenanlage auftreten. Die jeweiligen Module einer Photovolta-

ikanlage können sich bei voller Sonneneinstrahlung auf Temperaturen zwischen 50 bis 60 Grad 

Celsius erhitzen. Die Halteprofile erhitzen sich in der Regel weniger stark, sodass sie unter 

üblichen Bedingungen Temperaturen von etwa 30 Grad Celsius erreichen. In diesen Bereichen 

kann durch das Aufheizen auch ein Absinken der relativen Luftfeuchte erfolgen. Über den 

Modulen entsteht somit ein kleinräumiges, trocken warmes Luftpaket.  

Großräumige klimarelevante Auswirkungen sind durch diese mikroklimatischen Veränderun-

gen nicht zu erwarten, kleinräumig können derartige Effekte unter Umständen die Habitateig-

nung der Flächen beeinflussen.  
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 Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

4.5.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Zur Bauphase gehören im Allgemeinen die Einrichtung der Baustelle und die Bauarbeiten bis 

hin zur Fertigstellung der Freiflächenanlage. Die Dauer der Bautätigkeiten ist durch den Bau-

leitplan nicht begrenzt; sie kann sich über mehrere Wochen hinziehen.  

Vegetation: 

Beeinträchtigungen der vorhandenen Vegetation sind durch die Verlegung von Kabelleitun-

gen zu erwarten. Hierbei kann es zur Entfernung der Vegetation und der Inanspruchnahme 

weiterer Flächen zur Lagerung von Bodenaushub kommen.  

Durch das Befahren mit schweren Baumaschinen sind neben Bodenverdichtungen auch Aus-

wirkungen auf die Flora zu erwarten.  

Durch die Verdichtung der Böden kann die Anfälligkeit einer Lebensgemeinschaft durch eine 

sich neu etablierende Art erhöhen. Hieraus können Auswirkungen auf die Biodiversität resul-

tieren. Insgesamt ist der Umfang der Auswirkungen auf Vegetation und Lebensraum von den 

vorkommenden Biotoptypen abhängig. Im nördlichen Teilbereich befindet sich ein nach § 30 

BNatSchG geschütztes Biotop. Es ist notwendig ein Befahren oder eine anderweitige baube-

dingte Inanspruchnahme dieser Flächen auszuschließen. Gleichzeitig ist es erfo rderlich den 

Schutz des Biotops während der Bauarbeiten durch eine ökologische Baubegleitung  und Ab-

zäunung sicherzustellen. 

Tiere: 

Grundsätzlich führen alle Wirkungen auf die Vegetation zu entsprechenden Folgewirkungen 

auf die Fauna. Dazu gehört allgemein ein Lebensraumverlust bzw. eine Lebensraumbeein-

trächtigung.  

Baubedingte Auswirkungen können insbesondere in Verbindung mit tätigkeitsbezogenem 

Baulärm durch Transportfahrzeuge, Montagearbeiten und Baumaschinen sowie durch Erschüt-

terungen erwartet werden. Temporäre Geräusche können durch Baumaschinen in Form der 

Zu- und Ablieferung sowie dem Prozess der Pfahlgründung entstehen.  Der Umfang der Be-

einträchtigungen hängt hierbei von den vorkommenden Arten ab.  

Amphibien und Reptilien weisen eine geringe Mobilität auf und können daher während der 

Bauphase leicht gestört, verletzt oder getötet werden. Da die Lebensraumeigenschaften Po-

tentiale für Reptilien aufweisen, wurde eine Untersuchung durchgeführt. Aufgrund der Ergeb-

nisse der Untersuchungen zu diesen Artengruppen sind keine negativen Auswirkungen auf 

Amphibien oder Reptilien zu erwarten.  

Aufgrund des Fluchtinstinktes von Vögeln, die in der Regel mit einem guten Seh- und Hör-

vermögen ausgestattet sind und eine artspezifische Fluchtdistanz gegenüber Störquelle n 

nicht unterschreiten, sind keine Verluste von adulten Individuen durch Bautätigkeiten zu er-

warten. Je nach Intensität der Störung und artspezifischer Störempfindlichkeit kann allerdings 
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nicht ausgeschlossen werden, dass es während der Bauphase zu Scheuchwirkungen kommt. 

Wenn Baumaßnahmen während der Brutzeit stattfinden, können prinzipiell Verluste von Ge-

legen und flugunfähigen Jungvögeln erfolgen. In dem durch Schall- bzw. Lärmemissionen und 

Bewegung vorbelasteten Gebiet ist anzunehmen, dass sich die vorkommenden Vogelarten 

durch eine relativ große Störungstoleranz auszeichnen.  

Das Untersuchungsgebiet befindet sich innerhalb eines regional bedeutsamen Brut- und eines 

lokal bedeutsamen Rastgebietes. Das Untersuchungsgebiet  befindet sich im avifaunistischen 

Schwerpunktraum und weist starke Vorbelastungen durch Schall- bzw. Lärmemissionen und 

Bewegung auf, weshalb durch die zusätzlichen Bautätigkeiten keine erheblichen Beeinträchti-

gungen zu erwarten sind.  

Fledermäuse können insbesondere durch die Beseitigung von Bäumen und Sträuchern beein-

trächtigt werden, da baumbewohnende Fledermausarten besonders ältere Bäume als Quar-

tierstandorte und potenzielle Wochenstuben bzw. Winterquartiere bevorzugen. Auch der Ab-

bruch bestehender und leerstehender Gebäudekomplexe kann Beeinträchtigungen hervorru-

fen. Ferner können Fledermäuse auch durch Bautätigkeiten, Emissionen von Lärm, Licht und 

Erschütterungen beeinträchtigt werden. Da innerhalb des Untersuchungsgebietes keine 

Bäume, Sträucher oder leerstehende Gebäudekomplexe beseitigt oder abgebrochen werden, 

sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.   

Eine erhebliche Beeinträchtigung von Landsäugetieren ist durch die geschlossene Einfriedung 

des Areals nicht zu erwarten. 

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die sich durch die 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben.  

Vegetation: 

Durch den Bau von Freiflächenphotovoltaikanlagen werden auch Versiegelungen und folglich 

Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen vorgenommen. Hier sind neben den Nebenanlagen insbe-

sondere die Photovoltaikanlagen (Module) als solche zu nennen, die ohne die Erstellung von 

Fundamenten in der Regel einen allgemeinen Versiegelungsgrad von weniger als zwei Prozent 

besitzen. In diesen Bereichen stellt der Boden neben den klimatischen und geomorphologi-

schen Verhältnissen den wichtigsten Faktor hinsichtlich der Standortbedingungen für die Aus-

prägung und Entwicklung von Fauna und Flora dar. Vollversiegelte Flächen weisen daher keine 

Standorttypisierung für die Biotopentwicklung auf.  

Die Modulflächen der Freiflächenphotovoltaikanlage überdecken anlagenbedingt dauerhaft 

die Teilflächen der vorhandenen Vegetationsstrukturen. Ein wesentlicher Wirkfaktor einer Bo-

denüberdeckung ist die durch die Module ausgelöste Beschattung. Diese ist von der Art der 

Aufstellung der Module, insbesondere der Größe der zusammenhängenden Modulfläche und 

deren Höhe über Grund abhängig. Durch Lichtmangel verursachte dauerhaft vegetationsfreie 

Bereiche sind aufgrund des Einfalls von Streulicht bei der Aufstellweise der Photovoltaik -Frei-

flächenanlagen auszuschließen.5 Die reduzierte Solarstrahlung wirkt sich allerdings 

 
5 BUNDESAMT, FÜR NATURSCHUTZ. "Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freiflächenphotovoltaikanlagen." Bonn –Bad 

Godesberg (2009).  
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herabsetzend auf die Primärproduktion der Pflanzen, insbesondere bei den bestehenden 

Pflanzengemeinschaften aus. Letztendlich können aufgrund der Beschattungseffekte indivi-

duelle Auswirkungen auf die Wuchshöhe, Blühhäufigkeit oder d ie erreichten Deckungsgrade 

einzelner Arten der Pflanzengemeinschaften erwartet werden, da sich die abiotischen Verhält-

nisse in Folge der Überstellung verändern. Obwohl diese Bereiche mit schonenden Bauverfah-

ren zwar ganz oder teilweise mit Photovoltaikanlagen überstellt werden können, ohne dass 

die Vegetation baubedingt erheblich geschädigt wird, ändern sich für die dort lebenden 

wärme- oder trockenheitsliebenden Arten die Lebensbedingungen. Die Lebensraumeignung 

nimmt aufgrund möglicher Beschattungseffekte in diesen Bereichen ab. In der Folge können 

sich Arten aufgrund der herabgesetzten Habitateigenschaften aus diesem Lebensraum zu-

rückziehen bzw. andere Arten können sich etablieren. 

Darüber hinaus ist im Bereich der Verankerung der Konstruktion eine Standortveränderung 

und Lebensraumbeeinträchtigung zu erwarten. Der Umfang der Auswirkungen ist abhängig 

vom vorkommenden Biotoptyp. Die Bereiche, in denen Erdkabel verlegt wurden, sind für die 

Entwicklung von Pflanzen anlagenbedingt wieder verfügbar.  

Tiere: 

Anlagenbedingt können Bewegungs- und Lebensräume für bestimmte Arten eingeschränkt 

werden, indem Flächen in Anspruch (Bodenversiegelung, Bodenumlagerung, Aufbau der Mo-

dule) genommen werden. Weiterhin können kleinflächige Verluste von Vegetationss tandorten 

durch eintretende Versiegelungen (Sigma Pfosten) verzeichnet werden. Durch die Bodenver-

dichtung können nachhaltige Veränderung der abiotischen Standortfaktoren (z. B. zuneh-

mende Staunässe) und damit Veränderung der Vegetationszusammensetzung ausg elöst wer-

den. Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, dass der Boden teilweise beschattet wird, ist 

eine Herabsetzung der Lebensraumqualität besonders für licht- und wärmeliebende Arten zu 

erwarten. Auch die Habitateignung für wärme- und trockenheitsliebende Arten, wie Heuschre-

cken, Wildbienen etc., können sich vorrangig durch die Beschattung der Vegetationsdecke 

und die Änderung des Bodenwasserhaushaltes ändern, weshalb eine Veränderung des Arten-

spektrums folgen kann. Durch die aufgeständerte Bauweise der  Photovoltaikmodule ist in Ab-

hängigkeit der Tageszeit aber dennoch ein beständiger Streulichteinfall gewährleistet, der 

selbst in dauerhaft verschatteten Bereichen den Erhalt einer durchgängigen Vegetationsdecke 

sicherstellt.  

Anlagenbedingte Auswirkungen auf Amphibien und Reptilien werden aufgrund der Lebens-

raumeigenschaften und der eingeschränkten Mobilitätsrate sowie der Untersuchungsergeb-

nisse nicht erwartet.  

Das Konversionsareal schließt an andere Grünlandflächen in östlicher Richtung an, die ihrer-

seits angrenzende Waldflächen säumen. Daher besitzt das Areal einen höheren Wert im Zu-

sammenhang mit der Biodiversität, insbesondere vor dem Hintergrund, dass sich das Areal als 

eine verlängerte Insel im Kontext einer Landschaft mit dem Offenlandcharakter  darstellt.  

Grundsätzlich besitzt der räumliche Geltungsbereich aufgrund fehlender Gehölzstrukturen 

wenige bis keine Rückzugsmöglichkeiten. Ausschließlich innerhalb der nördlich angrenzenden 

Waldflächen sind entsprechende Räume vorhanden. Gleichzeitig weist das 
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Untersuchungsgebiet ausgeprägte Vorbelastungen durch Schall- bzw. Lärmemissionen und 

Bewegung auf. Diese werden einerseits durch die betriebsbedingten Auswirkungen der an-

grenzenden menschlichen Nutzungen (Paintball -Anlage und DRK Hundestaffel) sowie der be-

stehenden Windenergieanlagen hervorgerufen. Insbesondere die unmittelbare Nähe zu den 

Windenergieanlagen lässt ein Meideverhalten bzw. eine untergeordnete Funktion der Fläche 

für Gastvögel trotz der Einordnung in ein lokal bedeutsames Rastgebiet annehmen.  

Durch eine Überstellung der Flächen mit Photovoltaikmodulen können Bewegungsräume für 

Vögel grundsätzlich eingeschränkt werden. Andererseits werden durch den Bau der Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen neu geschaffene Strukturen (Konstruktion, Photovoltaikmodule) 

etabliert. Diese können in Form von Sitz- oder Singwarten insbesondere durch Kleinvögel ge-

nutzt werden. Die Konstruktionen können in der Regel nur untergeordnet als Brutstätten an-

genommen werden.  

Der avifaunistische Schwerpunktraum „Offenland der Gemeinde Diemelsee“ beschreibt ein 

strukturarmes Offenland, bei dem charakteristische Brutvögel u.a. das Rebhuhn, die Wachtel, 

der Kiebitz, die Schafstelze oder die Feldlerche sind. Anlagenbedingte Auswirkungen der Frei-

flächenphotovoltaikanlagen können daher aufgrund der Artenzusammensetzung ausge-

schlossen werden.  

› Das „Rebhuhn“ siedelt in offenen, reich strukturierten Acker- und Wiesenlandschaft mit 

einem weiträumigen Sichtfeld. Brachflächen, Saumstrukturen und Hecken sind wich-

tige Habitatelemente, wobei breite Feld- und Wegraine essenziell sind. Größere Ge-

hölzstrukturen und Waldkulissen werden weitestgehend gemieden.  Das Rebhuhn brü-

tet vorwiegend in Feldrainen, dichten Altgrasstreifen oder Hecken, welche allesamt 

kein Gegenstand des räumlichen Geltungsbereiches sind.  

› Die „Wachtel“ besiedelt offene und warme Lebensräume. Bruten finden hauptsächlich in 

Sommergetreide-, Klee- und Luzernefeldern statt. Seltener werden extensive Wiesen 

oder Ruderalflächen besiedelt. Bevorzugt werden offene Feld- und Wiesenflächen mit 

einer hohen, Deckung gebenden Krautschicht. Sie bevorzugt dabei Flächen mit tief-

gründigen bis etwas feuchten Böden sowie andere Versteckmöglichkeiten. Habi-

tatstrukturen dieser Art fehlen im Plangebiet.  

› Der „Kiebitz“ bevorzugt feuchtes bis nasses, meist extensiv bewirtschaftetes Grünland. 

Wichtig sind zudem zur Brutzeit wasserführende, an den Ufern spärlich oder kurz be-

wachsenen Blänken oder Tümpel. Der Kiebitz bevorzugt freien Horizont und meidet 

hohe, geschlossene Vertikalkulissen (große und dichte Baumreihen, Wälder, Siedlun-

gen, große Hofanlagen) und Stromleitungen in der Nähe bis 100 Meter. Habitatstruk-

turen dieser Art fehlen im Plangebiet.  

› Die „Schafstelze“ lebt vorrangig auf Feuchtwiesen, ist aber auch in offenen Kultu rland-

schaften beheimatet. Dort leben sie zum Beispiel in Getreideflächen oder auf nassen 

Wiesen. Habitatstrukturen dieser Art fehlen im Plangebiet.  

› Die „Feldlerche“ brütet in offenem Gelände mit weitgehend freiem Horizont auf trocke-

nen bis wechsel-feuchten Böden in niedriger sowie abwechslungsreich strukturierter 

Gras- und Krautschicht. Sie bevorzugt karge Vegetation mit offenen Stellen. Typische 
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Bruthabitate sind Ackerland oder extensive Weiden, höhere Dichten werden in reich 

strukturierter Feldflur mit besserem Nahrungsangebot und Ausweichmöglichkeiten 

(bei zu hohen Aufwüchsen im Sommer) erreicht. Da hohe, geschlossene Vertikalkulis-

sen (große und dichte Baumreihen, Zaunanlage) unmittelbar an den Geltungsbereich 

angrenzen, ist zu erwarten, dass der räumliche Geltungsbereich nicht von der Feldler-

che besiedelt wird.  

Aufgrund der Eigenschaften des vorhandenen Lebensraums ist daher davon auszugehen, dass 

bodenbrütende Arten den räumlichen Geltungsbereich nicht besiedeln. Trotz der Lage inner-

halb des avifaunistischen Schwerpunktraums „Offenland der Gemeinde Diemelsee“ kann die 

Annahme eines regional bedeutsamen Brutgebietes nicht bestätig t werden. Hier sind insbe-

sondere die benachbarten Lebensräume innerhalb des ca. 3.000 Hektar großen Gebietes von 

höherrangiger Bedeutung.  

4.5.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Vegetation: 

Die Flächen unter den Photovoltaikmodulen werden im Vergleich zum Grünland der Umge-

bung düngefrei genutzt und mit Schafen extensiv beweidet. Damit werden Flächen, die einem 

mittel-bis langfristigen Nährstoffentzug unterliegen, auf denen sich konkurrenzschwache 

Kräuter und Gräser ansiedeln können, planungsrechtlich gesichert.  

Tiere: 

Die einzelnen Module einer Photovoltaikanlage können sich bei voller Belastung auf eine 

Temperatur von circa 50 bis 60 Grad Celsius erhitzen. In diesen Bereichen kann durch das 

Aufheizen auch ein Absinken der relativen Luftfeuchte erfolgen. Über den Modulen entsteht 

somit ein trocken warmes Luftpaket. Kleinräumig können derartige Effekte unter Umständen 

die Habitateignung der Flächen für bestimmte Tierarten beeinflussen.  

Durch den Betrieb der Anlage wird aufgrund des aktuellen Stands der Technik keine Lärm emis-

sionen erwartet. Daher besteht insgesamt, auch vor dem Hintergrund der vorhandenen Wind-

energieanlagen, für heimische Vogelarten maximal eine optische Beeinträchtigung durch die 

Anlagenteile. Durch Photovoltaikanlagen können Lichtreflexe sowohl von den Moduloberflä-

chen als auch von der Metallkonstruktion ausgehen. Da Photovoltaik -Anlagen die Sonnen-

strahlung zur Erzeugung von elektrischem Strom benötigen, wird jedoch die Transmission und 

die Absorption der Sonnenstrahlung anlagetechnisch verstärkt und die  Reflexion dadurch ver-

mindert. Dennoch verbleibt eine Restreflexion von Licht, welche die Module gegenüber vege-

tationsbedeckten Flächen als hellere Objekte für Vogelarten in der Landschaft erscheinen las-

sen.  
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 Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild  

4.6.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Zur Bauphase gehören im Allgemeinen die Einrichtung der Baustelle und die Bauarbeiten bis 

hin zur Fertigstellung der Freiflächenanlage. Die Dauer der Bautätigkeiten ist durch den Bau-

leitplan nicht begrenzt; sie kann sich über mehrere Wochen hinziehen. Während der Bauar-

beiten können Baumaschinen, Baumaterialien und Transportfahrzeuge das Landschaftsbild 

temporär beeinträchtigen. Aufgrund der eingeschränkten Zugänglichkeit sowie der geringen 

Eignung für Erholung sind diese temporären Beeinträchtigungen zu vernachlässigen. Die Mög-

lichkeiten zur Naherholung sind durch die unmittelbar angrenzenden Flächen weiterhin im 

bisherigen Umfang gegeben.  

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die sich durch di e 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben.  

Die Größe der Anlage wird durch die maximale Ausdehnung bestimmt. Hierbei wird die Größe 

durch die überbaubaren Flächen begrenzt. Diese limitieren die Anlage in einer Ausdehnung 

von circa 110 Meter mal 520 Meter. Dadurch können insgesamt circa 2,3 Hektar Fläche über-

baut werden. Von den angrenzenden Ortsteilen und Landesstraßen sind aufgrund der Entfer-

nung und topographischen Gegebenheiten keine auffälligen Einzelobjekte sichtbar, sodass , 

wenn eine Sichtbeziehung besteht, die Anlage als Ganzes wahrgenommen wird. Die anthro-

pogenen Vorbelastungen im Planungsgebiet sind aufgrund der technischen Bauwerke (Über-

stände aus der militärischen Vornutzung, Windenergieanlagen) jedoch vorhanden. 

Der Hang des Plangebietes richtet sich primär in südliche Richtung. Zudem neigt sich der 

Hang in östliche Richtung. Daher orientieren sich die Anlagen zur ca. 1.500 Meter entfernten 

Ortschaft Mühlhausen bzw. zur 500 Meter entfernten Ortschaft Helmscheid. Zwischen der Ort-

schaft und dem räumlichen Geltungsbereich sind Sichtverschattungen in Form von Gehölzrei-

hen und Gehölzstrukturen vorhanden, sodass eine freie Sicht auf die Anlagen nicht zu erwar-

ten ist.  

Die Anlagen befinden sich, sofern eine Sicht möglich ist, am unteren Fuß der Horizontlinie. 

Den oberen Abschluss der Horizontlinie bilden der Wald und die bestehenden Windenergie-

anlagen. 

In der Summe kann keine Dominanz der Anlagen aus den jeweiligen Ortschaften sowie wich-

tigen Verkehrstrassen hergeleitet werden. 

4.6.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Betriebsbedingte Projektwirkungen umfassen alle Wirkungen, die beim Betrieb und bei der 

Unterhaltung einer PV-Freiflächenanlage auftreten. 

Durch den Betrieb der Anlage ergeben sich hinsichtlich der Schutzgüter keine erheblichen 

Beeinträchtigungen. Es kann dennoch in Abhängigkeit des Beobachtungspunktes zu 
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vereinzelten Beeinträchtigungen kommen. Wenn die Moduloberflächen sichtbar sind, kann 

die Anlage aufgrund der Reflexion von Streulicht in einer höheren Helligkeit  erscheinen. Da 

Photovoltaik-Anlagen die Sonnenstrahlung zur Erzeugung von elektrischem Strom benötigen, 

wird jedoch die Transmission und die Absorption der Sonnenstrahlung anlagetechnisch ver-

stärkt und die Reflexion dadurch vermindert.  Aufgrund der Restreflexionen können abwei-

chende Farben im Landschaftsbild wahrgenommen werden.  

Sofern reflektierende Tragkonstruktionen sichtbar sind, sind diese weniger auffällig als die 

Moduloberflächen. Eine besondere Auffälligkeit kann sich kurzfristig immer dann ergeben, 

wenn es bei tief stehender Sonne zu einer direkten Reflexion der Sonnenstrahlung kommt.  

 Schutzgut Mensch  

4.7.1 Bau- und anlagenbedingte Auswirkungen 

Zur Bauphase gehören im Allgemeinen die Einrichtung der Baustelle und die Bauarbeiten bis 

hin zur Fertigstellung der Freiflächenanlage. Die Dauer der Bautätigkeiten ist durch den Bau-

leitplan nicht begrenzt; sie kann sich über mehrere Wochen hinziehen.  

In Folge der Errichtung der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zeitlich be-

fristete Beeinträchtigungen, zu erwarten. In dieser Zeit ist mit tätigkeitsbezogenem Baulärm 

durch Fahrzeuge und Maschinen sowie mit Erschütterungen zu rechnen. Erdarbeiten können 

insbesondere bei trockener Witterung die Bildung von Staubemissionen auslösen.  

Während der Bauphase erhöht sich das Verkehrsaufkommen auf den Zufahrtsstraßen. Durch 

den Betrieb der eingesetzten Transportfahrzeuge und Baumaschinen entstehen luftverunrei-

nigende Stoffe in Form von Abgasen.  

Die anlagenbedingten Auswirkungen werden als solche zusammengefasst, die sich du rch die 

Lage und Beschaffenheit der Anlage ergeben.  

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie benötigen Sonnenstrahlung zur Erzeugung 

von elektrischem Strom, weshalb die Transmission und die Absorption der Sonnenstrahlung 

anlagetechnisch verstärkt und die Reflexion vermindert wird. Dennoch verbleibt eine Restref-

lexion von Licht, weshalb eine optische Wahrnehmung von Reflexionen unter Umständen 

wahrnehmbar ist. Hierbei können diese die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder den 

Schienenverkehr beeinträchtigen. Etwaige Beeinträchtigungen können aufgrund fehlender 

überörtlicher Verkehrswege ausgeschlossen werden.  

4.7.2 Betriebsbedingte Auswirkungen  

Betriebsbedingte Projektwirkungen umfassen alle Wirkungen, die beim Betrieb und bei der 

Unterhaltung einer PV-Freiflächenanlage auftreten. Übermäßige Geräuschentwicklungen 

(Lärm) sind durch den Betrieb der Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien nicht zu 



Bauleitplanung der Gemeinde Diemelsee // Umweltberich zur 31. Änderung des Flächennutzungsplanes 

46 

erwarten. Betriebsbedingt können durch die Wartung der Anlagen (An- und Abreise) uner-

hebliche Beeinträchtigungen entstehen.  

Luftverunreinigende Stoffe sind mit Ausnahme von Wartungsarbeiten durch den Betrieb der 

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien nicht zu erwarten.  

Bei der unterirdischen Verlegung der Stromleitungen können Magnetfelder weitestgehend 

aufgehoben werden. Elektrische Wechselfelder treten hauptsächlich am Wechselrichter und 

an den Wechselspannungsleitungen (vom Wechselrichter zur Trafo- und Übergabestation) auf. 

Vor allem die Wechselrichter erzeugen auch magnetische Wechselfelder,  deren Stärke abhän-

gig von der jeweiligen Sonneneinstrahlung ist. Durch den Einbau der Wechselrichter in Ge-

häuse können die Magnetfelder üblicherweise abgeschirmt werden. Die erzeugte Solarenergie 

soll in eine Mittelspannungsnetz-Leitung eingespeist werden. Dafür ist eine Transformator-

station erforderlich. Dabei soll es sich um eine standardisierte Trafostation handeln, wie sie 

im Siedlungsbereich zur elektrischen Versorgung eingesetzt wird. Die maximal zu erwartenden 

Feldstärken dieser Trafostationen liegen bereits im Abstand von wenigen Metern unter den 

Grenzwerten.  

 Kultur- und Sachgüter 

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen im Umfeld geschützter oder schüt-

zenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler, die sich sowohl im dörflichen Siedlungskontext 

als auch im landschaftlichen Freiraum befinden, werden nicht erwartet. Daher sind keine er-

heblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
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5 Eingriffsregelung 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist der erforderliche Ausgleich bzw. Ersatz nach den Vorschrif-

ten des Baugesetzbuches durchzuführen. Über die Notwendigkeit, die Art und den Umfang 

von Ausgleichsmaßnahmen nach der städtebaulichen Eingriffsregelung ist jedoch i m Bauleit-

planverfahren im Wege der Abwägung zu entscheiden.  

Die Untere Naturschutzbehörde hat mit Schreiben vom 26.11.2020 angeregt, dass eine karto-

grafische Darstellung der von der Planung betroffenen und bereits vorhandenen Biotoptypen 

(Gehölze, Extensivgrünland, Magerrasen an Böschungen) zu erstellen ist.  

Im Rahmen der kommunalen Abwägung wird der erforderliche Ausgleich zu den jeweiligen 

Schutzgütern zunächst verbal-argumentativ erörtert. Bei der Bewertung einzelner Schutzgüter 

wird eine standardisierte Bewertungsmethode als Hilfsmittel herangezogen, um die „Bio-

topwertigkeit“ zu erfassen und darüber hinaus die Bedeutung bestimmter Formen der Boden-

nutzung für Flora und Fauna abzuleiten. Das zusätzliche Heranziehen einer mathematischen 

Bewertungsmethode stellt ein geeignetes Hilfsmittel zur annäherungsweisen Quantifizierung 

der Beeinträchtigung und ihres Ausgleichs dar.  

Der zu ermittelnde, unvermeidbare Eingriff beschränkt sich ausschließlich auf die gegenüber 

der bestehenden Vornutzung ausgelösten Eingriffe in die verschiedenen Schutzgüter. Durch 

die Anwendung der hessischen Kompensationsverordnung können somit sektorale Beein-

trächtigungen quantifiziert und kompensiert werden.  

 Vermeidung und Minimierung 

5.1.1 Schutzgut Boden 

Durch die Inanspruchnahme bereits militärisch vorgenutzter Böden kann ein Beitrag zum kom-

munalen Klimaschutz geleistet werden. Dabei wird zur Verringerung der zusätzlichen Inan-

spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Ge-

meinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen in Anspruch genommen. 

Gleichzeitig werden durch die Maßnahme landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwen-

digen Umfang umgenutzt, sodass eine entsprechende Nutzung weiterhin möglich ist (§ 1 a 

Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 BauGB).  

Für die verkehrstechnische Erschließung des Areals sind keine weiteren Anlagen erforderlich. 

Auch die Verwendung der inneren Erschließungsanlagen ermöglicht, dass zusätzliche Versie-

gelungen grundsätzlich vermieden werden können.  Durch die Inanspruchnahme des beste-

henden Areals werden Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß begrenzt (§ 1 a Abs. 2 

Satz 1 BauGB). 

Um die bau- und anlagenbedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden herabzusetzen sind wei-

tere Ausgleichsmaßnahmen und Vermeidungs- sowie Minimierungsmaßnahmen erforderlich, 
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die durch textliche oder planzeichnerische Festsetzung in der Satzung planungsrechtlich ge-

sichert werden. 

Als Maßnahme zur Minimierung des Eingriffs wird grundsätzlich der räumliche Geltungsbe-

reich begrenzt und die überbaubaren bzw. nicht überbaubaren Baugebietsflächen definiert. 

Zusätzlich wird eine Grundflächenzahl bestimmt, die nach Maßgabe der Baunutzungsverord-

nung eine übermäßige Inanspruchnahme der Böden vermeidet.  Hierbei ist zu differenzieren, 

dass die Grundflächenzahl in der Regel eine Fläche beschreibt, die den maximalen Versiege-

lungsgrad des Baugebietes bestimmt. Um den Charakter einer Vollversiegelung abzuwenden, 

wird als Maßnahme zur Minimierung des Eingriffs eine aufgeständerte Bauweise mit Mindest-

höhen festgelegt. Hierdurch soll der natürliche Feuchtigkeitseintrag sichergestellt werden  und 

die Funktion- und Leistungsfähigkeit des Bodens nicht herabgesetzt werden. Zusätzlich redu-

ziert sich der tatsächliche Versiegelungsgrad auf die Gründungen der Konstruktion.  

Von hoher Bedeutung für den tatsächlichen Versiegelungsgrad ist, dass die Kons truktion im 

Boden verankert wird. Durch die planungsrechtlich gesicherte Vermeidungsmaßnahme sind 

die Gründungen in Form einer Schraub- oder Rammverankerung durchzuführen. Hierdurch 

kann der Boden zwar im unmittelbaren Eingriffsbereich verdichtet werden, e in grundsätzlicher 

Verlust der Bodenfunktionen wird mit Ausnahme der Punktverankerungen aber dennoch ver-

mieden. 

Um eine Schädigung des Bodengefüges zu vermeiden, dürfen Böden nur bei trockenen Wit-

terungsverhältnissen befahren werden. Durch die Festsetzung soll schutzgutbezogen vermie-

den werden, dass der Oberboden durch hohe Radlasten verdichtet wird. Dieser ist insbeson-

dere aufgrund der bodenspezifischen Eigenschaften bei feuchten Witterungsverhältnissen für 

Verdichtungen anfällig. Durch die Festsetzung soll dem § 7 Satz 1 BBodSchG Rechnung getra-

gen werden, indem Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen getroffen 

wird, die durch ihre Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen E inwirkungsbereich hervor-

gerufen werden können. 

Bei Grabarbeiten für Kabelleitungen besteht die Gefahr einer erhöhten Beeinträchtigung des 

Schutzgutes, weshalb hier besondere schutzgutbezogene Maßnahmen festgesetzt sind . Ins-

besondere bei der technischen Erschließung der Anlagen muss der Boden ausgehoben und 

zwischengelagert werden. Damit sind Eingriffe in das Bodengefüge verbunden. Daher sind 

Kabelleitungen grundsätzlich minimalinvasiv zu verlegen. Falls die vorhandene Vegetations-

decke die Art der Verlegung nicht zulässt, sind weiterführende Maßnahmen zur Minimierung 

des Eingriffs gesichert. Bei Grabarbeiten ist der Oberboden fachgerecht abzutragen und wie-

derzuverwerten. Sollte Boden abgetragen werden, ist dieser fachgerecht abzutragen und vor 

Ort wiederzuverwerten. Dabei sind Ober- und Unterboden getrennt voneinander zu lagern. 

Die Lagerung von Oberboden in Mieten darf maximal in einer Höhe von 1,00 Meter ausgeführt 

werden. 

Gleichzeitig sind alle Baumaßnahmen bodenkundlich zu belgeiten. Hierdurch sollen etwaige 

Beeinträchtigung vermieden und Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt bzw. entgegengewirkt 

werden. Hierdurch soll den Anforderungen des Regierungspräsidiums Kassel, Dezernates 31.1 

Altlasten und Bodenschutz sowie der Vorsorgepflicht gemäß § 7 BBodSchG Rechnung 
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getragen werden. Auf die gesetzlichen Regelungen zum Bodenschutz bei Bauarbeiten wird im 

Rahmen der Satzung hingewiesen. 

Unbelasteter Boden ist grundsätzlich innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches wiederzu-

verwerten, um im Sinne § 1 a Abs. 2 BauGB zusätzliche Bodenbewegungen zu vermeiden.  

Die Grünlandflächen sind extensiv zu beweiden. Hierdurch sind langfristig hohe Radlasten 

ausgeschlossen, weshalb sich der Boden durch eine Bodenruhe regenerieren kann. Zusätzlich 

wird durch die Festsetzung dem § 17 BBodSchG Rechnung getragen, indem den Grundsätzen 

der guten fachlichen Praxis gefolgt wird. Insbesondere die Grundsätze zum Erhalt und Ver-

besserung der Bodenstruktur sowie zur Vermeidung von Bodenverdichtungen, insbesondere 

durch Berücksichtigung der Bodenart, Bodenfeuchtigkeit und des von den zur landwirtschaft-

lichen Bodennutzung eingesetzten Geräten verursachten Bodendrucks  finden Berücksichti-

gung.  

Baumaterialien sind zur Minimierung der baubedingten Auswirkungen auf den bereits versie-

gelten Flächen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches zu lagern. Hierdurch kann eine 

baubedingte Verdichtung des Oberbodens vermieden werden.  

Auf die Altlastenverdachtsfläche außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches wird im Rah-

men der Gefahrenabwehr hingewiesen.  

Sollten widererwarten weitere Flächen in Form von neu herzustellenden Wegen oder, Erschlie-

ßungsanlagen (Stellplätze) erforderlich sein, sind diese wasserdurchlässig anzulegen, um die 

natürlichen Funktionen des Bodens zu erhalten. Befestigte Flächen wie Stein-, Schotter- oder 

Kiesbeete mit Ausnahme von Zuwegungen sowie Stell - und Wartungsflächen sind daher un-

zulässig.  

Chemische Reinigungsmittel sind grundsätzlich nicht zulässig. Hierdurch soll die Leistungs - 

und Funktionsfähigkeit des Bodens gesichert werden und etwaige Beeinträchtigungen ver-

mieden werden.  

Eine Ausgleichsmaßnahme ist für die punktuellen Versiegelungen von Flächen erforderlich. 

Hier sind neben den Nebenanlagen insbesondere die Photovoltaikanlagen als solche zu nen-

nen, die in der Regel einen allgemeinen Versiegelungsgrad von weniger als zwei Prozent be-

sitzen. Natürliche Bodenfunktionen können im Bereich der Verankerung nicht mehr wahrge-

nommen werden. Diese punktuellen Versiegelungen können sich daher auf ca. 650 Quadrat-

meter summieren. Der schutzgutbezogene Ausgleich erfolgt innerhalb des räumlichen 

Geltungsbereiches. Den punkten Versiegelungen (650 Quadratmeter) wird eine verbindl iche 

Bodenruhe auf einer Fläche von ca. 21.780 Quadratmeter gegenübergestellt. Jedem versiegel-

ten Quadratmeter werden somit 33,5 Quadratmeter Bodenruhe gegenübergestellt.  

Südlich der Photovoltaikanlagen wird als Ausgleichsmaßnahme die Neuanlage von Feldgehöl-

zen festgesetzt. Die Neuanlage von Feldgehölzen verfolgt das Ziel die natürlichen, standort-

typischen Bodenfunktionen gem. §2 BBodSchG wiederherzustellen. 

Zusätzlich wird in einem zusätzlichen Geltungsbereich eine Grünlandumwandlung mit an-

schließender extensiven Bewirtschaftung festgesetzt. Durch die Grünlandumwandlung und der 
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bodenschonenden Bewirtschaftungsform sollen die natürlichen, standorttypischen Boden-

funktionen gem. §2 BBodSchG gesichert und verbessert werden. 

5.1.2 Bewertung 

Da sich durch die baubedingten Eingriffe bei fachgemäßer Ausführung keine erheblichen, 

langfristigen Beeinträchtigungen des Schutzgutes ableiten lassen, können keine erheblichen 

Auswirkungen festgestellt werden. Die anlagenbedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden 

sind durch Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen herabzusetzen bzw. durch Aus-

gleichsmaßnahmen zu kompensieren.  Hierdurch kann ein nicht erheblicher Eingriff festgestellt 

werden. Aufgrund der Vorbelastung (Aufschüttungen für militärische Nutzungen, verdichtete 

Böden durch langjährige Nutzung, Versiegelungen in Teilbereichen (Erschließungsanlagen)) 

und unter Berücksichtigung der Ausgleichs-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

wird der Eingriff mit einer „geringen“ Wertstufe bewertet. Die natürlichen Funktionen der 

Böden gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 Buchstabe c BBodSchG erfahren daher keine erhebliche 

Beeinträchtigung. 

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 

und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden, sind diese 

nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, 

oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unver-

ändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schüt-

zen (§ 21 Abs. 3 HDSchG). 

Bei allen Baumaßnahmen sind die Grundsätze des schonenden und sparsamen Umgangs mit 

Boden (BBodSchG, §§ 1a, 202 BauGB, §1 BNatSchG) zu berücksichtigen. Auf ein Befahren von 

nicht für das Bauvorhaben beanspruchter Böden soll verzichtet werden. Ein fachgerechter 

Abtrag und die Wiederverwertung von Oberboden im Plangebiet entspricht den Anforde-

rungen und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (siehe § 12 BBodSchV).   

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Boden allgemeiner  

Bedeutung 

Verdichtung des Bodens  

 

temporärere Flächeninan-

spruchnahme 

 

Kabelverlegungen 

gering bis mittel  

 

gering 

 

 

mittel bis hoch 

 

anlagenbedingt  Boden allgemeiner  

Bedeutung 

dauerhafte Flächeninan-

spruchnahme  

 

gering  

betriebsbedingt Boden allgemeiner  

Bedeutung 

 

Schadstoffkontamination sehr gering 

Tabelle 3 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgut Boden 
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5.1.3 Schutzgut Fläche 

Der Gesetzgeber fördert Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien auf Freiflächen, ins-

besondere wenn sie  als militärische Konversionsfläche anzusehen ist. Sowohl im Erneuerba-

ren-Energien-Gesetz (EEG) als auch dem Teilregionalplan (TRP) Energie Nordhessen wird als 

Ziel definiert, das militärische oder wirtschaftliche Konversionsflächen als Standorte für Bo-

den- und Freiflächenstandorte zur Solarenergienutzung geeignet und vorrangig zu nutzen 

sind. Demnach sind Freiflächenphotovoltaikanlagen geeignete Nutzungen zur Überführung 

der bisher militärisch genutzten Flächen oder brachliegenden Arealen in eine zivile Nachnut-

zung. Durch die Vorbelastung werden keine neuen, zusätzlichen Flächen in Anspruch genom-

men. Weitere Vermeidungs-, Minimierungs- oder Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforder-

lich. 

5.1.4 Bewertung 

Die Eingriffe in das Schutzgut Fläche werden aufgrund der militärischen Vornutzung und der 

bestehenden Erschließungsanlagen mit einer „geringen“ Wertstufe bewertet.  

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Wiesenflächen,  

Wegeparzellen 

 

Geringe temporäre Flächen-

inanspruchnahme 

gering  

anlagenbedingt  Wiesenflächen 

 

dauerhafte Flächeninan-

spruchnahme (militärische 

Vornutzung) 

 

mittel  

betriebsbedingt - 

 

- - 

Tabelle 4 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgut Fläche  
 

5.1.5 Schutzgut Wasser 

Die Gemeinde eröffnet durch die Wiedernutzbarmachung von militärisch genutzten Flächen 

die Möglichkeit einen Beitrag zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flä-

chen für bauliche Nutzungen im unbeplanten Außenbereich zu leisten. Durch die Lage au-

ßerhalb von Trinkwasserschutz- oder Heilquellenschutzgebieten werden mögliche Beein-

trächtigungen vermieden. Ebenfalls werden aufgrund der Lage auch mögliche Beeinträchti-

gungen von Fließ- oder Oberflächengewässern ausgeschlossen.  

Mit dem Bau der Freiflächenphotovoltaikanlagen geht eine großflächige Teilüberdachung 

von Grünlandflächen einher, weshalb sich die Niederschlagscharakteristik unterhalb der Mo-

dule verändert und sich der natürliche Feuchtigkeitseintrag durch die Überdachung grund-

sätzlich reduziert. Um die Eingriffe in das Schutzgutes zu minimieren, wird eine Festsetzung 

zur Mindesthöhe der Module zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie planungsrechtlich 

gesichert. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass ein natürlicher Niederschlagseintrag 

ermöglicht wird. Neben dem vom Wind verwehten Regen kann auch der Tau bzw. die Kapil-

larkraft des Bodens ausreichen, um die geschlossene Vegetationsdecke zu erhalten. Die 
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geschlossene Vegetationsdecke wirkt sich positiv auf die Speicherung des Niederschlags-

wassers aus. Durch die o.g. Festsetzung wird daher eine schutzgutbezogene Minimierung 

der Beeinträchtigung festgesetzt.  

Weitere schutzgutverbessernde Maßnahmen werden durch die extensive Bewirtschaftungs-

form erzielt. Durch den Ausschluss der Verwendung von synthetischen Pflanzenschutz - und 

Düngemitteln sowie chemischer Reinigungsmittel wird ein Schadstoffeintrag in den Boden-

wasserhaushalt minimiert. Neben dem schonenden Umgang mit dem Schutzgut Boden (Bo-

denkundliche Baubegleitung, Lagerflächen auf bereits versiegelten Flächen etc.) wirkt sich die 

Bodenruhe ebenfalls positiv auf den Bodenwasserhaushalt aus, indem die natürlichen Funkti-

onen des Bodens (Wasserregulierung, Grundwasserneubildung, Wasserfilterung, Schadstoff-

pufferung) einerseits nicht herabgesetzt werden und anderseits langfristig wiederhergestellt 

werden können. 

Sollten widererwartend weitere Flächen in Form von neu herzustellenden Wegen oder, Er-

schließungsanlagen (Stellplätze) erforderlich sein, sind diese wasserdurchlässig anzulegen, um 

die natürlichen Funktionen des Bodens zu erhalten.  

5.1.6 Bewertung 

Das auf den Flächen auftreffende Niederschlagswasser wird trotz punktueller Versiegelungen 

und der Überdeckung mit Modulen im Allgemeinen vollständig und ungehindert im Boden 

versickern. Eine Reduzierung der Grundwasserneubildung ist demzufolge nicht zu erwarten. 

Die Niederschlagsintensität zwischen den Modulen und unter den Modulen selbst wird sich je 

nach Windstärke unterschiedlich darstellen. Ein Schadstoffeintrag über den Boden in das 

Grundwasser ist bei sachgemäßem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nicht zu erwar-

ten. Insgesamt werden die Grundwasserschutz- und Regulationsfunktionen im Landschafts-

wasserhaushalt nicht beeinträchtigt.  

Die Eingriffe in die Schutzgüter Wasser und Grundwasser werden aufgrund der militäri-

schen Vornutzung und der Weiterführung der großflächigen landwirtschaftlichen Nutzung 

und der daraus resultierenden Bodenruhe mit einer „geringen“ Wertstufe bewertet. 

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Grundwasser 

 

Temporärer Reduzierung der 

Schutzschicht durch den Bau  

 

gering  

anlagenbedingt  Grundwasser 

Oberflächenwasser  

 

Reduzierte Versickerung des 

Oberflächenwassers  

 

gering 

betriebsbedingt Grundwasser 

 

Schadstoffkontamination sehr gering 

Tabelle 5 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgut Wasser  
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5.1.7 Schutzgut Klima und Luft 

Die Aufstellung bzw. die Änderung des Bauleitplans soll einen Beitrag zu den nationalen Kli-

maschutzzielen auf kommunaler Ebene leisten. Die Nutzung erneuerbarer Energien wird durch 

das Festsetzen der Art der baulichen Nutzung langfristig gesichert, sodass der Bauleitplan 

einen Beitrag zur Reduzierung der Nutzung fossiler Energie leistet.  

Bei der Standortwahl wurde berücksichtigt, dass die Fläche der planungsrechtlich zu sichern-

den Anlagen keine klimatische Ausgleichsfunktion übernimmt, um Beeinträchtigungen des 

bebauten Raums zu vermeiden. 

Um Beeinträchtigungen des örtlichen Kleinklimas zu minimieren, sind die Module mit Min-

destabständen zur natürlichen Geländeoberfläche zu errichten, um den Luftaustausch unter 

den Modulflächen zu erhöhen und die Temperaturen grundsätzlich zu reduzieren.  

5.1.8 Bewertung 

Da durch die Standortwahl keine für die Kaltluftproduktion mit klimatischer Ausgleichsfunk-

tion relevanten Flächen betroffen sind, ist eine erhebliche Beeinträchtigung des Klimas bzw. 

der Luft auszuschließen. Die Lufthygiene wird baubedingt temporär beeinträchtigt. Die Beein-

trächtigungen sind von den Witterungsverhältnissen und der Logistik abhängig.  

Die Eingriffe in die Schutzgüter Klima und Luft werden aufgrund der Reduzierung der Flä-

cheninanspruchnahme und der Weiterführung der gegenwärtigen landwirtschaftlichen Nut-

zung mit einer „geringen“ Wertstufe bewertet. 

 

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Lufthygiene / klimatische  

Situation 

 

Temporärer Emissionen  

(Staub, Abgase) 

 

sehr gering  

anlagenbedingt  Lufthygiene / klimatische  

Situation 

 

Flächeninanspruchnahme 

(Veränderung der lokalen 

Luftaustauschsituation)  

 

gering 

betriebsbedingt - 

 

- - 

Tabelle 6 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgüter Klima und 

Luft 

5.1.9 Schutzgüter Pflanzen (Biotope) und Tiere 

Im Rahmen der Untersuchungen zu den vorhandenen Pflanzen und Biotopen wurde ein nach 

§ 30 BNatSchG geschütztes Biotop, ein „Silikatmagerrasen“, kartiert. Um jegliche Beeinträch-

tigungen des Magerrasens zu vermeiden, sind textliche und planzeichnerische Festsetzungen 

in Form von Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft aufgenommen worden, die sowohl eine baubedingte als auch anlagen-

bedingte Inanspruchnahme des geschützten Biotops vermeiden.  
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Um sicherzustellen, dass Beeinträchtigungen des geschützten Biotopes unterbleiben, ist eine 

ökologische Baubegleitung als Maßnahme zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft pla-

nungsrechtlich festgesetzt.  

Durch die bereits dem Bauleitplanverfahren vorgelagerten Untersuchungs- und Entschei-

dungskriterien zur Standortwahl von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien kann 

eine Beeinträchtigung weiterer Schutzgebiete oder gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 

BNatSchG) ebenfalls vermieden werden.  

Mit dem Bau der Freiflächenphotovoltaikanlagen geht eine großflächige Teilüberdachung von 

Extensivgrünlandflächen einher. Ein wesentlicher Wirkfaktor einer Bodenüberdeckung ist die 

durch die Module ausgelöste Beschattung. Diese ist von der Art der Aufstellung der Module, 

insbesondere der Größe der zusammenhängenden Modulfläche und deren Höhe über Grund 

abhängig. Durch Lichtmangel verursachte dauerhaft vegetationsfreie Bereiche sind aufgrund 

des Einfalls von Streulicht bei der Aufstellweise der Photovoltaik -Freiflächenanlagen auszu-

schließen. Die reduzierte Solarstrahlung wirkt sich allerdings herabsetzend auf die Primärpro-

duktion der Pflanzen, insbesondere bei den bestehenden Pflanzengemeinschaften aus. Letzt-

endlich können aufgrund der Beschattungseffekte individuelle Auswirkungen auf die Wuchs-

höhe, Blühhäufigkeit oder die erreichten Deckungsgrade einzelner Arten der Pflanzengemein-

schaften erwartet werden, da sich die abiotischen Verhältnisse in Folge der Überstellung ver-

ändern. Um diese Auswirkungen auf ein Minimum zu reduzieren, ist durch textliche Festset-

zung eine Mindesthöhe der Module zur Nutzung solarer Strahlungsenergien festgesetzt. 

Durch die Festsetzung ist ein beständiger Streulichteinfall sichergestellt, der seinerseits d en 

Erhalt  des Extensivgrünlands gewährleistet.  

Um weitere Beeinträchtigungen des bestehenden Extensivgrünlands zu minimieren, dürfen die 

Flächen ausschließlich bei trockenen Witterungsverhältnissen befahren werden. Hierdurch soll 

der Erhalt der Grasnarbe sichergestellt werden. Zusätzlich sind die Anlagen durch eine Ramm - 

oder Schraubverankerung im Boden zu befestigen, um den Eingriff in die bestehenden Vege-

tationsstrukturen im Kontext einer Flächenversiegelung auf ein Minimum zu reduzieren.  

Das deckungsgleiche Ziel wird ebenfalls für die Verlegung von Kabelleitungen verfolgt. Um 

hier die Beeinträchtigungen zu minimieren, ist vor Grabarbeiten für die Verlegung von Kabel-

leitungen die Vegetationsdecke fachgerecht abzutragen, zu lagern und nach Verlegung der 

Kabelleitungen wieder aufzutragen. Alternativ können Kabelleitungen mittels Kabelflug ver-

legt werden. Um weitere Beeinträchtigungen der Vegetationsdecke zu vermeiden, sind Bau-

materialien auf den bereits versiegelten Flächen zu lagern. Hierdurch soll ein langfristiger 

Sonnenentzug und fehlender Streulichteinfall für die Vegetationsdecke unterbunden werden.  

Die Festsetzung zur Anpflanzung von Gehölzstrukturen dient der Eingrünung des Sonderge-

bietes und der Sicherstellung eines Mindestanteils ökologisch wirksamer Vegetationsstruktu-

ren, die Nahrungs- und Rückzugsräume insbesondere für Insekten- und Vogelarten innerhalb 

des Siedlungsraumes bieten. 

Im Sinne des § 39 Abs. 5 BNatSchG wird zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen der 

Vegetation festgesetzt, dass es verboten ist, Bäume, die außerhalb des Waldes, auf 
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Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende 

Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzu-

schneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. Zulässig sind schonende Form - und 

Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von 

Bäumen. 

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehölze wird festgesetzt, damit sich An-

pflanzungen mit geringem Pflegeaufwand optimal entwickeln und Nahrungsgrundlage sowie 

Lebensräume für die heimische Tierwelt bieten. 

Zur Pflege des Grünlandbestandes wird eine extensive Bewirtschaftungsform in Form einer 

Schafbeweidung festgesetzt. Die Schafbeweidung soll entgegen der aktuellen Bewirtschaf-

tungsform für den gesamten Geltungsbereich festgesetzt werden, um einerseits Beeinträchti-

gungen zu minimieren und andererseits gleichzeitig einen Ausgleich sicherzustellen. Die 

durch textliche Festsetzung bestimmte Pflege der Extensivgrünlandflächen in Form einer 

Schafbeweidung ist nunmehr verbindlich für alle Grünlandflächen des räumlichen Geltungs-

bereiches durchzuführen. Um einen übermäßigen Verbiss oder Vertritt der Pflanzendecke aus-

zuschließen, wird eine Anzahl der Großvieheinheiten festgelegt.  

Neben dem Gebietsschutz, den EU-Vogelschutz- und FFH-Gebiete über § 34 BNatSchG ver-

mitteln, setzen die artenschutzrechtlichen Verbote gem. § 44 Abs. 1 BNtaSchG, die in Umset-

zung der ART. 5 VRL und 12 FFH-RL nicht bei der Population, sondern bei dem Individuum, 

an. Die Prüfung, ob Verbote nach § 44 BNatSchG eintreten, setzt eine Bewertung im räumli-

chen Geltungsbereich vorhandenen Tierarten und Lebensräume voraus. Da Amphibien und 

Reptilien eine geringe Mobilität aufweisen und im Rahmen der Bauphase leicht gestört, ver-

letzt oder getötet werden können, wurde eine Erfassung der vorkommenden Arten durchge-

führt. Aufgrund der Ergebnisse der Untersuchungen zu diesen Artengruppen lassen sich keine 

Restriktionen zu Amphibien oder Reptilien ableiten.  

Aufgrund der Lage innerhalb eines avifaunistischen Schwerpunktraumes hat die Aufstellung 

der Module außerhalb der Brut- und Setzzeiten, zwischen dem 1. September und dem 28. 

Februar des Folgejahres, zu erfolgen. Außerhalb dieses Zeitraumes ist vor dem Eingriff eine 

fachgutachterliche Kontrolle des Baufeldes auf mögliche Brutstätten durchzuführen und das 

Vorliegen von Reproduktionsstätten sicher auszuschließen bzw. Maßnahmen zur Vermeidung 

von Beeinträchtigungen gem. § 44 BNatSchG mit dem Fachdienst Natur- und Landschafts-

schutz des Landkreises Waldeck-Frankenberg abzustimmen. Hierdurch soll das Eintreten von 

Verboten nach § 44 BNatSchG sicher ausgeschlossen werden. 

Jegliche Baumaßnahmen sind naturschutzfachlich zu begleiten und der zuständigen Natur-

schutzbehörde im Sinne einer ökologischen Baubegleitung nachzuweisen , um etwaige Fehl-

entwicklungen frühzeitig zu erkennen und entgegenwirken zu können. 

Die Festsetzung zur Anpflanzung von Gehölzstrukturen dient der Eingrünung des Sonderge-

bietes und der Sicherstellung eines Mindestanteils ökologisch wirksamer Vegetationsstruk-

turen, die Nahrungs- und Rückzugsräume insbesondere für Insekten- und Vogelarten inner-

halb des Siedlungsraumes bieten. 
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Im Sinne des § 39 Abs. 5 BNatSchG wird zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen  der 

Vegetation festgesetzt, dass es verboten ist, Bäume, die außerhalb des Waldes, auf Kurzum-

triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Ge-

büsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, 

auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. Zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte 

zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen  

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehölze wird festgesetzt, damit sich An-

pflanzungen mit geringem Pflegeaufwand optimal entwickeln und Nahrungsgrundlage sowie 

Lebensräume für die heimische Tierwelt bieten. 

Die biologische Vielfalt wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans nicht herabgesetzt. 

Biotopvernetzungsfunktionen werden durch die geplante Änderung des Bebauungsplanes al-

lenfalls kurzfristig während der Bauphase reduziert. Darüber hinaus werden keine dauerhaften 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut erwartet. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 

kann letztlich ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden, durch den auch die „ biologische 

Vielfalt“ gestützt werden kann. Erhebliche Beeinträchtigungen hinsichtlich der „biologischen 

Vielfalt“ werden ausgeschlossen.  

5.1.10 Bewertung 

Grundsätzlich können Tiere durch die Maschinen und die lärmbelasteten Bautätigkeiten tem-

porär gestört oder vertrieben werden. Die Auswirkungen können sich neben dem bestehenden 

Grünland auch auf die angrenzenden Lebensräume beziehen. Aufgrund der anthropogenen 

Vorbelastung des räumlichen Geltungsbereiches, der zeitlichen und räumlichen Begrenzung 

(Fertigstellung) der Bautätigkeiten und der vorhandenen Ausweichhabitate sind keine erheb-

lichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Vorrübergehende Funktionsbeeinträchtigungen durch 

Lärm und eine allgemeine Unruhe durch die Bautätigkeiten werden als vernachlässigbar ein-

gestuft. Bei Berücksichtigung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Verminderungsmaß-

nahmen ergeben sich daher keine erheblichen Beeinträchtigungen.  

Die anlagenbedingten Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen werden aufgrund einer möglichen 

Änderung der Artzusammensetzung infolge von Verschattungseffekten mit einer „mittleren“ 

Wertstufe bewertet. Für den Eingriff in das Schutzgut ist eine über die Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen hinausgehende Ausgleichsmaßnahme erforderlich. Die konkrete 

Maßnahme ist der Planzeichnung und dem Kapitel „5.2 Ausgleich“ zu entnehmen. 

Die Eingriffe in das Schutzgut Tiere werden ebenfalls mit einer „mittleren“ Wertstufe bewertet. 

Aufgrund des vorhandenen Meideverhaltens der planungsrelevanten Arten werden die Beein-

trächtigungen deutlich herabgesetzt. Durch die Anlage können Irritationswirkung durch Re-

flexionen erfolgen. Durch festgesetzte artenschutzrechtliche Maßnahmen kann ein signifikant 

erhöhtes Tötungsrisiko i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

Zusammenfassend werden durch die bau-, anlagen- und betriebsbedingten Auswirkungen 

keine erheblichen Beeinträchtigungen erwartet.  
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Eine Betroffenheit besonders bzw. streng geschützter Pflanzen- und Tierarten gemäß Bun-

desnaturschutzgesetz kann bei Berücksichtigung entsprechender Vermeidungs-, Minimie-

rungs- und Ausgleichsmaßnahmen aus fachlicher Sicht ebenfalls ausgeschlossen werden. Be-

sonders geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG sind im Rahmen der Aufstellung des Be-

bauungsplanes zu schützen. Durch die Umsetzung der Planung werden nach aktueller 

Bewertung keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG ausgelöst. 

Eine Prüfung der Ausnahmevorrausetzungen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG ist aus diesem 

Grund nicht notwendig. 

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Pflanzen 

 

 

Tiere 

 

Geringe temporäre Flächen-

inanspruchnahme 

 

Geringe temporäre Flächen-

inanspruchnahme auf Wie-

senflächen 

 

Störwirkung durch Bauge-

schehen 

 

gering 

 

 

gering 

 

 

 

gering 

anlagenbedingt  Pflanzen 

 

 

Tiere 

 

Geringe temporäre Flächen-

inanspruchnahme 

 

Dauerhafte Flächeninan-

spruchnahme durch Modul-

oberflächen und -konstruk-

tionen 

 

gering 

 

 

gering 

betriebsbedingt Pflanzen 

 

 

Tiere 

 

Beweidung 

 

 

Temperaturerhöhung 

 

sehr gering 

 

 

mittel  

 

Tabelle 7 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Pflanzen, Tiere und bi-

ologische Vielfalt 

Aus den Eingriffen in das Schutzgut Biologische Vielfalt können durch die Planänderung 

keine erheblichen Beeinträchtigungen abgeleitet werden.  

 

5.1.11 Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild  

Der Vermeidungs- und Minimierungsgrundsatz bezieht sich neben dem Eingriffsvorhaben 

ebenso auf Teilaspekte, wie zum Beispiel die Standortwahl, die Bauweise oder die zu verwen-

denden Materialien. 

Durch die Standortwahl werden bereits technisch und/oder militärisch vorgenutzte Flächen in 

Anspruch genommen. Das Bündeln verschiedener Eingriffe ermöglicht grundsätzlich eine Mi-

nimierung von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, indem unbelastete Bereiche weiter-

hin von jeglicher Bebauung freigehalten werden.  

Die Anlage zur Nutzung solarer Strahlungsenergien wird in der Höhe begrenzt. Durch die 

Höhenbegrenzung ordnet sich die Anlage den Gehölzstrukturen der nördlich liegenden 
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Waldflächen unter, sodass Beeinträchtigungen minimiert werden können. Weiterhin orientie-

ren sich die Anlagen an dem vorhandenen Gelände bzw. der Topographie, sodass der Charak-

ter der Geländestrukturen erhalten bleibt.   

Südlich der Anlagen wird zusätzlich ein Gehölzstreifen neu angelegt, der die Eingriffe in das 

Landschaftsbild minimieren soll. Nach Rückbau der Anlagen kann das bestehende Land-

schaftsbild wiederhergestellt werden. 

Weitere Maßnahmen wirken minimierend oder vermeidend:  

› Vermeidung neuer Freileitungen  

› Herstellung des energetischen Verbundes mittels Erdverkabelung  

› Vermeidung von leuchtenden Farben  

› Reduzierung von Reflexionsmöglichkeiten  

5.1.12 Bewertung 

Für die Ortschaften Mühlhausen, Flechtdorf und Helmscheid bestehen Sichtverschattungen 

zwischen der Ortschaft und den Anlagen, sodass eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes ausgeschlossen werden kann. Eine Zusatzbewertung hinsichtlich des Schutz-

gutes Landschaftsbild wird dennoch aufgrund der Beeinträchtigung des Schutzgutes für er-

forderlich erachtet. Der funktionale Zusammenhang gilt als gewahrt, da die Vermeidungs -, 

Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen die gestörte Funktion des Naturhaushaltes wieder-

herstellen und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet wird. Dem § 8 Abs. 2 

Satz 4 BNatSchG wird Folge geleistet, da die Beeinträchtigungen der Werte und Funktionen 

des Landschaftsbilds nach Beendigung des Eingriffs nicht erheblich sind und aufgrund der 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen keine nachhaltigen Beeinträchtigungen zu-

rückbleiben. Die Eingriffe in das Schutzgut Landschaftsbild werden daher mit einer „gerin-

gen“ bis „mittleren“ Wertstufe bewertet. Die konkrete Ausgleichsmaßnahme ist dem Ka-

pitel „5.2 Ausgleich“ zu entnehmen. 

Der räumliche Geltungsbereich besitzt keine erhöhte Bedeutung für die Naherholung, weshalb 

auch vor dem Hintergrund der bestehenden Vorbelastung im Kontext der benachbarten Wind-

energieanlagen keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Naherholung erkennbar sind. 

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Landschaftsbild 

 

 

 

Naherholung 

 

Störwirkung durch Bauma-

terialien und -maschinen 

 

Störwirkung durch Bauge-

schehen, stoffl iche Emissio-

nen 

 

gering 

 

 

sehr gering, keine erhöhte 

Bedeutung für Naherholung 

 

 

anlagenbedingt  Landschaftsbild, Naherho-

lung 

 

Überformung des Land-

schaftsbildes  

 

mittel (Vorbelastung vor-

handen) 

 

betriebsbedingt Landschaftsbild  

 

Störwirkung durch Drehbe-

wegung der Rotoren 

 

gering, gesetzliche Anforde-

rungen werden eingehalten  
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Tabelle 8 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgüter Landschaft, 

Landschaftsbild 

5.1.13 Schutzgut Mensch  

Durch die planerische Vorbeugung hinsichtlich des Ents tehens von Emissionen und Belästi-

gungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen 

und ähnliche Erscheinungen werden die Beeinträchtigung auf das Schutzgut Mensch und 

seine Gesundheit minimiert. Festsetzungen zu den nicht überbaubaren Flächen sollen nega-

tive Auswirkungen auf das lokale Klima und die Lufthygiene minimieren . 

Zudem befinden sich die Entwicklungsabsichten in einem für die Naherholung bereits be-

einträchtigten Gebiet, sodass die Bedeutung für den Tourismus oder die überregionale Er-

holung ohnehin gemindert ist. Durch die Maßnahme zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 

wird die Inanspruchnahme unbelasteter Flächen vermieden, sodass die Beeinträchtigungen 

von Erholungssuchenden insgesamt minimiert werden können.  

Durch Entwicklungsabsichten wird kein Eingriff ausgelöst, der einen gesonderten Ausgleich 

erfordert. 

5.1.14 Bewertung 

Die baubedingten Auswirkungen sind zeitlich und räumlich begrenzt. Da keine Wohnbebau-

ung an die Vorhabenfläche grenzt, sind lärm-, staub- und erschütterungsbedingte Auswirkun-

gen auf das Schutzgut Mensch unerheblich. Das erhöhte Verkehrsaufkommen ist ebenfalls 

zeitlich sehr begrenzt. 

Aufgrund der Lage des Geltungsbereiches außerhalb des besiedelten Raumes und der nur 

geringfügigen Auswirkungen der beschriebenen Faktoren ergeben sich hinsichtlich des 

Schutzgutes Mensch keine erheblichen Beeinträchtigungen.  

Der Planungsraum besitzt aufgrund der anthropogenen Vorbelastungen sowie der Zer-

schneidungseffekte keinen Wert als Erholungsraum. Daher sind keine erheblichen Beein-

trächtigungen zu erwarten. Die Eingriffe in das Schutzgut Mensch werden mit einer „gerin-

gen“ Wertstufe bewertet.  

Wirkfaktoren Betroffener Bestand Umfang der Beeinträchti-

gung 

Grad der Beeinträchtigung 

baubedingt Mensch; Lärm 

 

 

Mensch; Lufthygiene 

 

 

 

Störwirkung durch Baumate-

rialien und -maschinen 

 

Störwirkung durch Bauge-

schehen, stoffl iche Emissio-

nen 

 

gering 

 

 

sehr gering 

 

 

anlagenbedingt  Mensch 

 

Reflexion 

 

gering bis mittel  

 

betriebsbedingt Mensch Magnetische Felder sehr gering 

Tabelle 9 - Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, Schutzgut Mensch und 

seine Gesundheit 
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 Ausgleich 

Bei der Bewertung des zu erbringenden Ausgleichs wird eine standardisierte Bewertungsme-

thode als Hilfsmittel herangezogen, um den „Biotopwert“ zu erfassen und darüber hinaus die 

Bedeutung bestimmter Formen der Bodennutzung für Flora und Fauna abzuleiten. Das Her-

anziehen einer mathematischen Bewertungsmethode stellt ein geeignetes Hilfsmittel zur an-

näherungsweisen Quantifizierung der Beeinträchtigung und ihres Ausgleichs dar. Die Anwen-

dung der Eingriffsregelung erfolgt daher auf Grundlage der „Verordnung über die Durchfüh-

rung von Kompensationsmaßnahmen, das Führen von Ökokonten, deren Handelbarkeit und die 

Festsetzung von Ersatzzahlungen (Kompensationsverordnung KV) “ vom 26. Oktober 2018.  

Die Kompensationsverordnung legt in Anlage 3 der Nutzungstypen fest, auf deren Grundlage 

das Eingriffsgebiet zu bewerten ist.  

Innerhalb des Eingriffsgebietes wurden im Rahmen der „Nutzungstypenerfassung“ folgende 

Nutzungstypen festgestellt:  

Typ-Nr. 

Restrik-

tionen Standard-Nutzungstyp 

Gesetzlich  

geschütztes Biotop WP je qm 

02.200 (B) 

Gebüsche, Hecken, Säume heimischer Arten auf fri-

schen Standorten. -/- 39 

06.210 (B) 

Extensiv genutzte Weiden mit deutlichem Vorkom-

men von Magerkeitszeigern 

-/- 

39 

06.350 -/- 

Intensiv genutzte Wirtschaftswiesen und Mähwei-

den, inkl. Neuanlage Silagewiesen und Mähweiden 

mit meist mind. 4-maliger Nutzungsfrequenz und 

starker Düngung, artenarm 

-/- 

21 

06.430 (B) 

Magerrasen saurer Standorte Auf sauren Standorten 

über Festgestein, soweit nicht den Borstgrasrasen 

zuzuordnen Ja 69 

09.121 -/- 

Artenreiche Saumvegetation frischer Standorte 

Mindestbreite 0,5 Meter, Säume bis zu einer Breite 

von 0,5 m entlang von Wegnutzungstypen 10.630  

-/- 

50 

09.124 -/- Arten- oder blütenreiche Ruderalvegetation -/- 41 

10.510 -/- 

Sehr stark oder völlig versiegelte Flächen (Ortbeton, 

Asphalt), Müll-Deponie in Betrieb oder nicht abge-

deckt, unbegrünte Keller, Fundamente etc.  

-/- 

3 

10.670 (B) Bewachsene Schotterwege  -/- 17 

10.710  Dachfläche nicht begrünt -/- 3 

Tabelle 10 – Nutzungstypen innerhalb des Plangebietes  

Restriktionen:  

Mit B gekennzeichnete Nutzungstypen sind regelmäßig für die Bewertung vorhandener Zustände (Bestand) heranzuziehen.  

Mit (B) gekennzeichnete Nutzungstypen können nur unter bestimmten Voraussetzungen zur Bewertung von Kompensati-

onsmaßnahmen verwendet werden 
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Der bestehende Biotopwert beträgt innerhalb des Eingriffsgebietes 1.499.108 Biotopwert-

punkte. Im Verhältnis zur Größe des Eingriffsgebietes handelt es sich hierbei um einen mitt-

leren bis hohen Biotopwert, der sich insbesondere durch das gesetzlich geschützte Biotop 

nach § 30 BNatSchG begründen lässt.  

Abbildung 5  

Bilanzierung nach Hessischer KV – Nutzungstypen im Bestand 
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Im Rahmen der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurde bereits der Eingriff ent-

sprechend der gesetzlichen Regelungen auf ein Minimum herabgesetzt. Ausschließlich der 

nunmehr verbleibende, unvermeidbare Eingriff ist auszugleichen.  

Die Anlage 3 bestimmt, dass in der Ausgleichsberechnung nur Nutzungstypen zu verwenden 

sind, für die eine Bewertung in Wertpunkten je Quadratmeter (WP je qm) angegeben ist.  Bei 

Freiflächenphotovoltaikanlagen handelt es sich Oberflächen, die in einem räumlichen Abstand 

zur Geländeoberfläche die vorhandenen Vegetationsstrukturen überschirmen. Die Kompensa-

tionsverordnung (KV) sieht zwar überschirmte Flächen vor, hierbei handelt es sich allerdings 

um Nutzungstypen, wie beispielsweise Einzelbäume, Baumgruppen, Alleen, Mauern und Hau s-

wände mit Fassadenbegrünung oder Pergolen. Photovoltaikanlagen werden daher durch das 

vom Gesetzgeber standardisierte mathematische Berechnungsmodell  nicht berücksichtigt, 

weshalb in der Bewertung eine Abweichung von den vorgegebenen Wertpunkten des beste-

henden Nutzungstypen „06.210 - Extensiv genutzte Weiden; mit deutlichem Vorkommen von 

Magerkeitszeigern“ vorgesehen wird.  

Eine Abweichung ist erforderlich, um die Auswirkungen auf die Schutzgüter „Pflanzen und 

Tiere“ quantifizieren zu können. D ie Modulflächen der Freiflächenphotovoltaikanlage überde-

cken anlagenbedingt dauerhaft die Teilflächen der vorhandenen Vegetationsstrukturen. Ein 

wesentlicher Wirkfaktor einer Bodenüberdeckung ist die durch die Module ausgelöste Be-

schattung. Die reduzierte Solarstrahlung wirkt sich herabsetzend auf die Primärproduktion der 

Pflanzen, insbesondere bei den bestehenden Pflanzengemeinschaften aus. Letztendlich kön-

nen aufgrund der Beschattungseffekte individuelle Auswirkungen auf die Wuchshöhe, Blüh-

häufigkeit oder die erreichten Deckungsgrade einzelner Arten der Pflanzengemeinschaften 

erwartet werden, da sich die abiotischen Verhältnisse in Folge der Überstellung verändern. 

Obwohl diese Bereiche mit schonenden Bauverfahren zwar ganz oder teilweise mit Photovol-

taikanlagen überstellt werden können, ohne dass die Vegetation baubedingt erheblich ge-

schädigt wird, ändern sich für die dort lebenden wärme- oder trockenheitsliebenden Arten 

die Lebensbedingungen. Die Lebensraumeignung nimmt aufgrund möglicher Beschattungs-

effekte in diesen Bereichen ab. In der Folge können sich Arten  aufgrund der herabgesetzten 

Habitateigenschaften aus diesem Lebensraum zurückziehen bzw. andere Arten können sich 

etablieren. Eine Beeinträchtigung der geschlossenen Vegetationsdecke ist nicht zu erwarten. 

Für die beschriebenen Auswirkungen wird ein Abschlag von drei  Wertpunkten je qm vergeben. 

Dies entspricht im Kontext eines dreistufigen Bewertungsschemas einer hohen Einheit.  

Zusätzlich wird aufgrund der Landschaftsbildbeeinträchtigung ein weiterer Abschlag vorge-

nommen. Auf der bereits durch technische Bauwerke vorbelasteten militärischen Liegenschaft  

soll eine Freiflächenphotovoltaikanlage errichtet werden, die im Nahbereich anlagen - und be-

triebsbedingte Beeinträchtigungen hervorrufen kann. Neben den bereits festgesetzten Maß-

nahmen zur Vermeidung und Minimierung des Eingriffs ist eine Berücksichtigung  des unver-

meidbaren Eingriffs des Landschaftsbildes in der Bilanzierung erforderlich. Aufgrund der o.g. 

Auswirkungen wird ein Abschlag von einem Wertpunkt je qm vergeben. Dies entspricht im 

Kontext eines dreistufigen Bewertungsschemas einer geringen Einhei t. Durch die 
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Berücksichtigung im Rahmen der Bilanzierung soll das Landschaftsbild im Naturraum wieder-

hergestellt werden. 

Innerhalb des Eingriffsgebietes sind im Rahmen der Entwicklungsabsichten folgende Nut-

zungstypen zu erwarten:  

Typ-Nr. 

Restrik-

tionen Standard-Nutzungstyp 

Gesetzlich  

geschütztes Biotop WP je qm 

02.200 (B) 

Gebüsche, Hecken, Säume heimischer Arten auf fri-

schen Standorten. -/- 39 

02.400 -/- 

Neuanpflanzung von Hecken/Gebüschen (heimisch, 

standortgerecht, nur Außenbereich), Neuanlage von 

Feldgehölzen mit gebietseigenen Gehölzen, min-

destens dreireihig, mindestens 5 m breit -/- 27 

06.210 (B) 

Extensiv genutzte Weiden mit deutlichem Vorkom-

men von Magerkeitszeigern 

-/- 

39 

06.210 (B) 

Extensiv genutzte Weiden mit deutlichem Vorkom-

men von Magerkeitszeigern* 

* Abschlag aufgrund der Überschirmung von PV-

Modulen 

* Abschlag aufgrund von Landschaftsbildbeein-

trächtigungen  

-/- 

35 

06.350 -/- 

Intensiv genutzte Wirtschaftswiesen und Mähwei-

den, inkl. Neuanlage Silagewiesen und Mähweiden 

mit meist mind. 4-maliger Nutzungsfrequenz und 

starker Düngung, artenarm 

-/- 

21 

06.430 (B) 

Magerrasen saurer Standorte Auf sauren Standorten 

über Festgestein, soweit nicht den Borstgrasrasen 

zuzuordnen Ja 69 

09.121 -/- 

Artenreiche Saumvegetation frischer Standorte 

Mindestbreite 0,5 Meter, Säume bis zu einer Breite 

von 0,5 m entlang von Wegnutzungstypen 10.630  

-/- 

50 

09.124 -/- Arten- oder blütenreiche Ruderalvegetation -/- 41 

10.510 -/- 

Sehr stark oder völlig versiegelte Flächen (Ortbeton, 

Asphalt), Müll-Deponie in Betrieb oder nicht abge-

deckt, unbegrünte Keller, Fundamente etc.  

-/- 

3 

10.670 (B) Bewachsene Schotterwege  -/- 17 

10.710  Dachfläche nicht begrünt -/- 3 

Tabelle 11 – zu erwartende Nutzungstypen nach dem Eingriff  

Restriktionen:  

Mit B gekennzeichnete Nutzungstypen sind regelmäßig für die Bewertung vorhandener Zustände (Bestand) heranzuziehen.  

Mit (B) gekennzeichnete Nutzungstypen können nur unter bestimmten Voraussetzungen zur Bewertung von Kompensati-

onsmaßnahmen verwendet werden 
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Durch die Entwicklungsziele der Gemeinde Diemelsee soll ein Biotopwert in Höhe von 

1.421.913 WP erreicht werden. Hierdurch ergibt sich ein Biotopwertdefizit in Höhe von 77.195 

Wertpunkten. Das Defizit ist durch eine geeignete Maßnahme auszugleichen. Zum Ausgleich 

des unvermeidbaren Eingriffs wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ein weiterer 

räumlicher Geltungsbereich mit der Bezeichnung Gemarkung Flechtdorf, Flur 3, Flurstück 4 

Abbildung 6  

Bilanzierung nach hessischer KV – Nutzungstypen nach Durchführung der Maßnahme 
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(tlw.) festgesetzt. Hierbei handelt es sich um einen Ackerstandort in  räumlicher Nähe zu einem 

Mischwald. Teilbereiche des Flurstücks sind begrünt.  

 

 

Innerhalb des Ausgleichsgebietes wurden im Rahmen der „Nutzungstypenerfassung“ folgende 

Nutzungstypen vor der Maßnahme festgestellt:  

Abbildung 7  

Digitales Orthophoto zum räumlichen Geltungsbereich der Ausgleichsmaßnahme  
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Typ-Nr. 

Restrik-

tionen Standard-Nutzungstyp 

Gesetzlich  

geschütztes Biotop WP je qm 

10.610 (B) Bewachsene unbefestigte Feldwege -/- 25 

11.193 B Ackerbrachen mehr als ein Jahr nicht bewirtschaftet - / - 29 

Tabelle 12 – Nutzungstypen innerhalb des Ausgleichsgebietes  

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist der Biotoptyp „Ackerbrache, mehr als ein Jahr 

nicht bewirtschaftet“ festzustellen. Der brachliegende Ackerstandort unterliegt aufgrund der 

schlechten Ackerzahl (> 5 bis <= 25) einer Förderung durch eine konventionelle Agrarsubven-

tion, die es vorsieht, die Fläche turnusmäßig in einem Wechsel von intensiver und brachlie-

gender Nutzung zu überführen. 

Durch die Satzung soll statt einer Rückführung des brachliegenden Ackerstandortes in eine 

intensive landwirtschaftliche Nutzung der bestehende Wert des Biotops zunächst gesichert 

werden, indem die Ackerbrache erhalten bleibt. Durch die Pflegemaßnahmen soll sich  dann in 

den folgenden Jahren ein kräuter- und artenreiches Grünland einstellen.  

Da die über die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen, das Führen von Ökokonten, 

deren Handelbarkeit und die Festsetzung von Ersatzzahlungen (Kompensationsverordnung 

KV) in Anlage 2 Kapitel „1. Grundbewertung nach Wertliste“ festlegt, dass der letzte rechtliche 

Zustand maßgeblich ist, wird statt dem Biotoptyp „Ackerbrache, mehr als ein Jahr nicht be-

wirtschaftet“ der Biotoptyp „Acker, intensiv genutzt“ herangezogen.  

Typ-Nr. 

Restrik-

tionen Standard-Nutzungstyp 

Gesetzlich  

geschütztes Biotop WP je qm 

11.191 -/- Acker, intensiv genutzt - / - 16 
 

Der bestehende Biotopwert beträgt innerhalb des Eingriffsgebietes 194.700 Biotopwert-

punkte. Im Verhältnis zur Größe des Eingriffsgebietes handelt es sich hierbei um einen gerin-

gen bis mittleren Biotopwert.  
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Die Maßnahme befindet sich innerhalb des avifaunistischen Schwerpunkt raumes „Offenland 

der Gemeinde Diemelsee“. Durch die Lage der Fläche zwischen intensiv bewirtschafteten 

Äckern und Waldflächen bietet die Umwandlung des Ackers in ein extensiv bewirtschaftetes 

Grünland ein hohes Aufwertungspotential für alle Arten und wirkt sich positiv auf das Schutz-

gut Boden aus.  

Abbildung 8  

Bilanzierung nach Hessischer KV – Nutzungstypen im Bestand / Ausgleichsmaßnahme 
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Durch die Einführung einer regelmäßigen Mahd mit Abräumen des Schnittguts und einen 

Düngeverzicht auf der soll sich die Pflegemaßnahmen eine extensive Mähwiese einstellen. 

Diese ist für die Dauer der Satzung extensiv zu bewirtschaften. Durch die Ausgleichsmaß-

nahme kann gegenüber dem Voreingriffszustand eine Aufwertung in Höhe von 78.300 Bio-

topwertpunkten erzielt werden. 

Abbildung 9  

Bilanzierung nach hessischer KV – Nutzungstypen nach Durchführung der Ausgleichsmaßnahme 
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 Vermeidung von Emissionen, Umgang mit Abfällen 

und Abwässern 

5.3.1 Vermeidung von Emissionen  

Durch die lokale Maßnahme zur Nutzung solarer Strahlungsenergien können national bzw. 

global Emissionen vermieden werden.  

5.3.2 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern  

Die Darstellungen in Plänen des Abfallrechts sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB zu 

berücksichtigen, sodass der sachgerechte Umgang mit Abfällen ein Mittel zur Gewährleistung 

des städtebaulichen Umweltschutzes ist.  

Durch die schnelle Entwicklung der Technologie gibt es wenig Langzeiterfahrung über die  

Lebensdauer von Photovoltaikanlagen. Photovoltaikanlagen werden allgemein für eine Be-

triebszeit von circa. 20 bis 40 Jahren ausgelegt. Seit 2012 sind alle Produzenten zur Rück-

nahme und Entsorgung ausgedienter Photovoltaikmodule durch die WEEE-Richtlinie (Waste 

Electrical and Electronic Equipment) verpflichtet. 

 Nutzung erneuerbarer Energien 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird eine Nutzung solarer Strahlungsenergie (er-

neuerbare Energie) in Form eine Freiflächenphotovoltaikanlage ermöglicht. 

 Darstellungen in Landschaftsplänen und sonst. Plänen 

5.5.1 Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Diemelsee, welcher im Juni 2007 im Auftrag der Gemeinde 

Diemelsee erstellt wurde, beschreibt für die verfahrensgegenständlichen Flächen kein konkre-

tes landschaftsplanerisches Entwicklungskonzept.  Ebenfalls werden mit Ausnahme einer Alt-

lastenverdachtsfläche keine Aussagen zur ehemals mili tärisch genutzten Fläche getätigt. Für 

die Entwicklung und Steuerung von Freiflächenphotovoltaikanlagen sind keine Strategien 

und/oder Konzepte aufgeführt.  

5.5.2 Wasserschutzrecht 

Für den räumlichen Geltungsbereich sind keine rechtskräftigen Wasserschutzgebiete ausge-

wiesen. Fließ- und/oder Oberflächengewässer sind nicht Gegenstand des räumlichen 
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Geltungsbereiches. Der räumliche Geltungsbereich ist Gegenstand des Talsperren Einzugsge-

bietes.  

 Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Beziehungen zwischen den oben ge-

nannten Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von land-

schaftlichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit durch Pro-

jektwirkungen von entscheidungserheblicher Bedeutung sind. Bestehende Wechselwirkungen 

werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrieben. Dieser Vorgehens-

weise liegt ein Umweltbegriff zugrunde, der die Umwelt nicht als Summe der einzelnen 

Schutzgüter, sondern ganzheitlich versteht.  

Wirkungsgefüge 

Wirkfaktor 

► 

Mensch Tiere / 

Pflanzen 

Boden Wasser  Klima / Luft Landschaft Kultur / 

Sachgü-

ter Wirkt auf ▼ 

Mensch  Artenvielfalt, öko-

logische Struktu-

ren verbessern die 

Erholungsfunktion 

  Einfluss auf 

Siedlungsklima 

und Wohlbefin-

den des Men-

schen 

Landschaft 

dient als Erho-

lungsraum 

--- 

Tiere u. 

Pflanzen 

Störung durch 

Personen 

Einfluss der Vege-

tation auf die 

Tierwelt 

Boden als Le-

bensraum  

Einfluss Boden-

wasserhaushalt 

auf die Vegeta-

tion 

Beeinflusst 

Standortfakto-

ren für Vegeta-

tion 

Vernetzung von 

Lebensräumen 

--- 

Boden Veränderung 

durch Verdich-

tung, Versiege-

lung  

Zusammenset-

zung der Bodenor-

ganismen wirkt 

sich auf die Bo-

dengenese aus 

 Einfluss auf die 

Bodenentwick-

lung 

Einfluss auf Bo-

denentstehung, 

Verwitterung  

 --- 

Wasser  Gefahr durch 

Schadstoffeintrag 

Vegetation erhöht 

Wasserspeicher- 

und -filterfähig-

keit 

Schadstofffilter 

und -puffer, 

Einfluss auf die 

Grundwasser-

neubildung 

 Einfluss auf 

Grundwasser-

neubildungs-

rate 

 --- 

Klima und 

Luft 

Veränderung der 

Lufthygiene, Luft-

bahnen und Wär-

meabstrahlung  

Steigerung der 

Kaltluftprodukti-

vität, Verduns-

tungskühlung 

Speicherung 

von Wasser, 

Verdunstungs-

kühlung  

Verdunstungs-

kühlung 

 Einflussfaktor 

bei Ausbildung 

des Mikrokli-

mas 

--- 

Landschaft Kulturlandschaft 

(anthropogen ver-

ändert) 

Arten- und Struk-

turreichtum als 

Charakteristikum  

  Beeinflusst 

Standortfakto-

ren für Vegeta-

tion 

 --- 

Kultur u.  

Sachgüter 

Kulturgüter sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Sachgüter werden über die Schutzgüter Boden sowie Pflanzen und 

Tiere abgehandelt 

 

 

Tabelle 13 – Wechselwirkungen 

Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der Lage des Plangebietes, der Größe, der um-

liegenden Habitate und Nutzungsstrukturen sowie der vorgesehenen Vermeidungs- und Mi-

nimierungsmaßnahmen nicht zu erwarten.  
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 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Vorrangiges Ziel der Planung ist eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die  sozialen, 

wirtschaftlichen und Umwelt schützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 

künftigen Generationen in Einklang bringt. Ebenfalls angestrebt wird eine dem Wohl der All-

gemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 BauGB) 6, die Begrenzung des 

Flächenverbrauchs (§ 1a Abs. 2 BauGB)7 und der Schutz der Böden mit sehr hohem Erfüllungs-

grad der Bodenfunktionen sowie die Minimierung der Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft. Eine bedeutende Möglichkeit zur Umsetzung dieses Ziels bietet die Auswahl eines 

geeigneten Standortes. 

5.7.1 Berücksichtigung der Freiflächenkriterien des Erneuerbaren-Energien-

Gesetzes 

Das Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) legt für die Vergütungszahlung und deren Höhe eine 

Art der anthropogen veränderten und vorbelasteten Vornutzung fest. Dadurch greift der Ge-

setzgeber bereits frühzeitig in die Standortsteuerung ein. In der Folge kann dadurch eine 

frühzeitige Berücksichtigung von umweltbezogenen Zielen erreicht werden. Mit der aus Sicht 

des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes bevorzugten Inanspruchnahme von bereits versiegelten 

bzw. anthropogen vorbelasteten Flächen soll dem Gebot bzw. der Bodenschutzklausel nach 

einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden entsprochen werden. Das Erneuerbare -Ener-

gien-Gesetz benennt als bevorzugte Standorte unter anderem Flächen aus militärischer Nut-

zung, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungs-

plans nicht rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet oder Nationalpark festgesetzt worden 

sind. Zusätzlich sollen Flurstücke, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung 

eines Bebauungsplans als Grünland genutzt worden sind und in einem benachteiligten Gebiet 

liegen bevorzugt in Anspruch genommen werden. Bei der vorliegenden Planung treffen die  

Vorgaben des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes somit zu. 

 
6 Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden  

Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. 

Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 

entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die 

städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche 

Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.  
7 Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 

Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemein de insbesondere durch 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen 

sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 

Absatz 7 zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründ et 

werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere 

Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  
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5.7.2 Technische und energiewirtschaftliche Belange bei der Standortwahl  

Die anzutreffenden natürlichen Standortfaktoren bieten insgesamt günstige Standortvoraus-

setzungen für Freiflächenanlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie. Die verfahrensge-

genständlichen Flächen erfahren mit Ausnahme der bestehenden Windenergieanlagen keiner-

lei Verschattungen und besitzen optimale Voraussetzungen für die Ausnutzung (Einstrahlwin-

kel der überwiegend nach Süden geneigten Flächen) solarer Strahlungsenergien. Neben einer 

günstigen Bodenbeschaffenheit besitzen die verfahrensgegenständlichen Flächen eine gute 

Anbindung an die benötigten Infrastruktureinrichtungen.  

5.7.3 Umweltrechtliche Belange bei der Standortwahl 

Bei den verfahrensgegenständlichen Flächen handelt es sich um keine Gebietskulisse, die auf-

grund von EU-Richtlinien und/ oder bundes- und landesrechtlicher Regelungen einem beson-

deren Schutz unterliegt (Natura 2000 etc.). Im Bereich der nördlich liegenden Böschungen 

sind „Magerrasen“ festzustellen. Bei „Magerrasen“ handelt es sich grundsätzlich um ein nach 

§30 BNatSchG gesetzlich geschütztes Biotop. Handlungen, die zu einer erheblichen Beein-

trächtigung dieses Biotopes führen, sind verboten.  

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht sind keine Schutzgebiete anzutreffen. Weiterhin weist das 

Gebiet keine klimatische Ausgleichsfunktion (Kaltluftentstehung, Kaltluftabfluss) auf. Es han-

delt sich um keine Luftaustauschbahnen zwischen belasteten und unbelasteten Bereichen. Der 

räumliche Geltungsbereich liegt in keinem kulturhistorisch bedeutsamen Landschaftsraum, 

Bau- oder Kulturdenkmäler sind nicht bekannt. Die Böden der betroffenen Flächen haben ei-

nen untergeordneten Wert für die Nahrungsmittelproduktion. Aufgrund des geringen Erosi-

onsrisikos, der zusammenhängenden Flächen und der topographischen Lage weisen die Flä-

chen günstige Bedingungen hinsichtlich einer Bewirtschaftung auf.  

Die vorhandene Beeinträchtigung des Landschaftsbilds durch die militärische Vornutzung und 

der Windenergieanlagen ermöglichen eine Bündelung mit anderen technischen Einrichtungen 

ohne eine erhebliche Beeinträchtigung dessen auszulösen.  

In der Summe sind bei Berücksichtigung des geschützten Biotops keine Nutzungskonflikte 

mit schutzwürdigen Bereichen zu erwarten. Insgesamt weisen die sogenannten Konversions-

flächen eine hohe Eignung für die Nutzung solarer Strahlungsenergie auf. In Abhängigkeit der 

Flächenverfügbarkeit ist im Zusammenhang mit den Freiflächenkriterien des Erneuerbaren-

Energien-Gesetzes die Umsetzung des Planvorhabens auf wenige Flächen im Gemeindegebiet 

limitiert. 

5.7.4 Nutzung von solarer Strahlungsenergie auf vorhandenen Dachflächen  

Der Teilregionalplan Energie 2017 legt unter Grundsatz 1 fest, dass solare Strahlungsenergie 

vorrangig an gebäudegebundenen Standorten genutzt werden. Sowohl im Innen - als auch im 

Außenbereich sind die Belange des Denkmalschutzes, des Landschaftsbildschutzes sowie des 

Arten- und Biotopschutzes besonders zu berücksichtigen. Ziel 1 zum Grundsatz 1 führt aus, 
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dass bei der Neuausweisung oder Änderung von Bauflächen zur Errichtung von gewerblichen 

Gebäuden mit raumbedeutsamer Größenordnung im Zuge der gemeindlichen Bauleitpl anung 

zu regeln ist, dass auf mindestens der Hälfte der neu entstehenden Dachflächen baulich dafür 

geeigneter Gebäude die Installation von Anlagen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie zu 

erfolgen hat. Die Gemeinde Diemelsee stellt aktuell keinen Wirtschaftsstandort dar, dem groß-

flächige Gewerbehallen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien zur Verfügung stehen. Eine 

Nutzung solarer Strahlungsenergie auf privaten Dachflächen setzt den Willen des privaten 

Eigentümers zur Nutzung solarer Strahlungsenergien voraus, welcher selbstredend nicht 

durch Zwang von der Gemeinde erwirkt werden kann.  

5.7.5 Alternative Standorte 

 Im räumlichen Kontext von Verkehrstrassen 

Die Gemeinde Diemelsee besitzt keinen unmittelbaren Anschluss an eine Bundesautobahn, 

weshalb eine Bündelung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien zusammen mit 

Verkehrstrassen des motorisierten Individualverkehrs ausgeschlossen ist. Der Gemeinde fehlt 

ebenfalls ein Anschluss an den bestehenden schienengebundenen Verkehr, weshalb auch hier 

eine Bündelung der technischen Infrastrukturen mit einer Ausnahme nicht möglich ist. Im 

südlich liegenden Ortsteil Schweinsbühl befinden sich entlang des schienengebundenen Nah-

verkehrs Flächen im Korridor der Förderung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes. Allerdings 

korrespondieren diese Flächen nicht mit den Grundsätzen und Zielen des Regionalplans, wes-

halb im Gemeindegebiet keine Alternativen im Kontext der Förderung von Anlagen zur Nut-

zung solarer Strahlungsenergien entlang von Verkehrstrassen vorhanden sind.  

 Auf Deponieflächen 

Sowohl das Erneuerbare-Energien-Gesetz als auch der Regionalplan Nordhessen 2009 und der 

Teilregionalplan Nordhessen 2017 bevorzugen einen Standort zur Nutzung solarer Strah-

lungsenergien auf Flächen aus wirtschaftlicher Vornutzung, wie sie die Fläche der ehemaligen 

Mülldeponie im Ortsteil Flechtdorf darstellt. Das Planungsrecht wurde bereits primär aufgrund 

der hohen Eignung in einem Bauleitplanverfahren vorbereitet bzw. geschaffen.  

 Innerhalb von Konversionsarealen 

Sowohl das Erneuerbare-Energien-Gesetz als auch der Regionalplan Nordhessen 2009 und 

Teilregionalplan Nordhessen 2017 bevorzugen weiterhin Standorte zur Nutzung solarer Strah-

lungsenergien auf Flächen aus militärischer Vornutzung. Hiervon sind in der Gemeinde Die-

melsee noch zwei Areale vorhanden.  

Neben der belgischen Raketenstellung Am Gelben Stuken (Radarhügel) befindet sich eine 

weitere ehemalige militärische Liegenschaft nördlich des Plangebietes, die im funktionellen 

Zusammenhang mit der Raketenstellung stand. Die Fläche besitzt einen hohen Gehölzanteil, 

weshalb diese Fläche für eine Inanspruchnahme nicht geeignet ist. Zudem befindet sich die 

Fläche in einem Wasserschutzgebiet.  
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 Auf landwirtschaftlich benachteiligte Gebiete 

Die Gemeinde Diemelsee befindet sich mit Ausnahme der Gemarkung Vasbeck in einem land-

wirtschaftlich benachteiligten Gebiet. Nach den Maßgaben des Erneuerbaren-Energien-Geset-

zes werden Photovoltaikanlagen auf solchen Flächen gefördert. Die Vorgaben des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes korrespondieren hier nicht mit den Grundsätzen und Zielen des Re-

gionalplanes bzw. Abweichungen müssten im Rahmen der kommunalen Abwägung beantragt 

bzw. abgewogen werden, weshalb diese Flächen zunächst nicht berücksichtigt werden.  

 Überwachung der geplanten Maßnahmen 

Gemäß § 4c BauGB sollen die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchfüh-

rung der Bauleitpläne eintreten, überwacht werden, um insbesondere unvorhergesehene 

nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnah-

men zur Abhilfe zu ergreifen. Hierzu werden in diesem Kapitel die Maßnahmen zur Kontrolle 

sowie die zeitlichen Abstände festgelegt.  

Die Bauantragssteller*innen haben mit Bauantrag (§ 69 Abs. 1 HBO) nachzuweisen, dass die 

Höhen baulicher Anlagen und Nebenanlagen die festgesetzten Maße nicht unter- bzw. über-

schreitet.  

Die Bauantragssteller*innen haben mit Bauantrag (§ 69 Abs. 1 HBO)  ein Konzept zur Lagerung 

der Baumaterialien auf den versiegelten Flächen nachzuweisen.  

Vor Baubeginn haben die Bauantragssteller*innen im Rahmen einer ökologischen Baubeglei-

tung zu prüfen, ob bodenbrütende Arten vorhanden sind. Die Informationen sind der Ge-

meinde Diemelsee zur Verfügung zu stellen, die wiederum in enger Absprache mit der Unteren 

Naturschutzbehörde über eine Bauzeitenverschiebung bestimmt.  

Vor Baubeginn haben die Bauantragssteller*innen im Rahmen einer ökologischen Baubeglei-

tung nachzuweisen, dass das nach § 30 BNatSchG geschützte Biotop sichtbar abgegrenzt ist, 

sodass eine Inanspruchnahme dieser Flächen während der Bauphase ausgeschlossen ist.  

Die Bauantragssteller*innen haben vor Baubeginn Büros für die ökologische und bodenkund-

liche Baubegleitung zu benennen.  

Im Rahmen des fünfjährigen Monitorings sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 

durch die Bauantragssteller*innen fünf verschiedene Flächen festzulegen, die vor Baubeginn 

und innerhalb des zuvor genannten Zeitraumes jährlich auf ihre Artenzusammensetzung un-

tersucht werden. Zusätzlich ist eine Referenzfläche anzulegen, bei der die Entwicklung der 

Artenzusammensetzung ohne Bau der Anlagen bestimmt werden kann.  

Der Gemeinde sind durch die Bauantragssteller*innen Landwirte zu benennen, die das festge-

setzte Pflegekonzept im Rahmen einer baulichen Inanspruchnahme der Flächen umsetzen.  



Bauleitplanung der Gemeinde Diemelsee // Umweltberich zur 31. Änderung des Flächennutzungsplanes 

75 

Es wird darauf verwiesen, dass die Gemeinde Diemelsee in eigener Verantwortung über das 

wann und wie der Abwicklung des Monitorings entscheidet (vgl. BVerwG, Beschl. V. 30.12.2009 

– BN 13.09).   
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6 Zusätzliche Angaben 

 Technisches Verfahren 

Um die Umweltprüfung vorzunehmen, wurden die übergeordneten Planwerke der räumlichen 

Gesamtplanung (Regionalplan Nordhessen 2009, Teilregionalplan Energie Nordhessen 2017, 

und der Flächennutzungsplan der Gemeinde Diemelsee) sowie die Fachpläne der Landschafts-

planung (Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000 und Landschaftsplan  der Gemeinde Die-

melsee 2007) beachtet. Darüber hinaus wurden die Internet-Datenbanken des HLNUG in Be-

zug auf naturschutzrechtliche Schutzgebiete, gesetzlich geschützte Biotope, Wasserschutzge-

biete, Wasserrahmenrichtlinie, Bodeneigenschaften etc. abgefragt.  

Eine Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen erfolgte durch das „Planungsbüro Bioline“ 

aus Lichtenfels, deren Ergebnisse der Anlage 1 zu dem Umweltbericht entnommen werden 

können.  

Durch das „Planungsbüro Bioline“ erfolgte eine Erfassung der Reptilien, deren Ergebnisse im 

„Bericht zur Reptilienkartierung“ zusammengefasst sind (Anlage 2). 
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ANLAGE 1 zur Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB  

Biotoptypenkartierung 

Planverfasser :   

P lanungsbüro B io l ine  

aus 35104 L ichtenfels  
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ANLAGE 2 zur Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB  

Bericht zur Reptilienkartierung  

Gutachter :   

P lanungsbüro B io l ine  

aus 35104 L ichtenfels  

 

Bericht zur Reptilienkartierung  

Bebauungsplan Nr. IV/4 „Photovoltaikanlage – Am gelben Stuken“ 

Gemeinde Diemelsee 

Gemarkung Flechtdorf,  

Flur 3, Flurstücke 14/3, 14/4, 14/5 (tlw.), 15/3 (tlw.), 15/6, 15/7 und 16  

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Juni 2021 

 

Auftraggeber 

Gemeinde Diemelsee 

 



Bericht zur Reptilienkartierung „Photovoltaikanlage – Am gelben Stuken“  
 

  1 

Inhaltsverzeichnis 

 

1. Anlass und Aufgabenstellung ...................................................................................... 2 

2. Rechtlicher Hintergrund .............................................................................................. 2 

3. Methodik .................................................................................................................... 4 

4. Ergebnisse der Erfassung............................................................................................ 5 

5. Abschließende Bewertung der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG .......................... 5 

6. Literaturverzeichnis .................................................................................................... 6 

 
  



Bericht zur Reptilienkartierung „Photovoltaikanlage – Am gelben Stuken“  
 

  2 

1. Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Diemelsee beabsichtigt durch die Aufstellung des Bauleitplans die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Errichtung einer Photovoltaikanlage zur Nutzung von solarer Strahlungsenergie 

zu schaffen. Das magere Grünland sowie die Säume des Geltungsbereichs können Habitate und 

Rückzugsräume für Reptilien darstellen. Um sicherzustellen, dass durch das Vorhaben keine 

Populationen geschützter Reptilienarten gefährdet werden, sowie um mögliche Ausgleichsmaßnahmen 

festzustellen, ist eine Kartierung dieser Flächen notwendig.  

 

2. Rechtlicher Hintergrund 

Im Dezember 2007 wurde zur Anpassung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) an EU-rechtliche 

Vorgaben der Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) sowie der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) die 

„kleine Artenschutznovelle“ in geltendes Recht umgesetzt. Zentraler Bestandteil der Novelle war die 

Neufassung der Verbotstatbestände (Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG; Abb. 1) sowie die 

Regelung von Ausnahmen (§ 45 BNatSchG).  

Die aktuelle, rechtliche Grundlage dieses Artenschutzbeitrages ist das Bundesnaturschutzgesetz in der 

Fassung vom 29.07.2009, in Kraft getreten am 01.03.2010. Für die Berücksichtigung der 

artenschutzrechtlichen Belange ist demzufolge ein Artenschutzbeitrag zu erstellen. Es ist zu prüfen, ob 

Beeinträchtigungen geschützter Arten vorliegen.  

Der Umfang der artenschutzrechtlich relevanten Arten ist in Planungs- und Zulassungsverfahren nach 

Maßgabe des § 44 Abs. 5 BNatSchG eingeschränkt: Die Zugriffsverbote gelten demnach nur für die Arten 

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, die europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie (im 

Folgenden als „europäisch geschützte Arten“ bezeichnet) sowie für bestandsgefährdete Arten, für die 

Deutschland eine besondere Verantwortung besitzt1. Alle übrigen Tier- und Pflanzen-Arten sind weiterhin 

als Bestandteil des Naturhaushalts im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist ein Vorhaben genehmigungsfähig, wenn es den Vorgaben des 

Bundesnaturschutzgesetzes (§ 44) entspricht bzw. die Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahme 

gegeben sind. Dabei sind Möglichkeiten zur Vermeidung von Beeinträchtigungen bzw. vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen zu berücksichtigen. 

 

Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 

(1) Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten 

oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 

[Tötungsverbot], 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 

 

1 Diese Arten werden durch eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG definiert. Eine entsprechende 
Verordnung liegt bislang nicht vor. 
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erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 

Art verschlechtert [Störungsverbot], 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 

entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören [Schutz der Lebensstätten], 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 

entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören [Schutz der Pflanzenarten] 

 

Für zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft (nach § 15 BNatSchG) sowie für Vorhaben in Gebieten 

mit Bebauungsplänen nach § 30 des Baugesetzbuches, während der Planaufstellung nach § 33 des 

Baugesetzbuches und im Innenbereich nach § 34 des Baugesetzbuches gelten für die Zugriffsverbote 

besondere Maßgaben: 

 

Zugriffsverbote unter Berücksichtigung von § 44 Abs. 5, Satz 2-5 BNatSchG  

 

Ein Verbotstatbestand ist bei einer europäisch geschützten FFH-Anhang IV-Art oder einer europäischen Vogelart 

erfüllt, wenn: 

- sich das Tötungsrisiko (z.B. durch Kollisionen) trotz aller zumutbaren Vermeidungsmaßnahmen signifikant 

erhöht oder es zu abwendbaren Tötungen kommt (zumutbare Vermeidungsmaßnahmen sind nicht 

ausgeschöpft), 

- sich der Erhaltungszustand der lokalen Population durch Störungen verschlechtern könnte (unter 

Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen), 

- die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bzw. von Pflanzenstandorten im räumlichen 

Zusammenhang nicht sichergestellt werden kann (unter Berücksichtigung von vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen). 
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3. Methodik 

Die Erfassung von Reptilien fand zwischen April und Juni an vier geeigneten, sonnigen, warmen und 

windstillen Terminen statt (Tab. 1). Die Kartierung wurde mithilfe von Sichtbeobachtungen sowie der 

Kontrolle zuvor ausgebrachter künstlicher Verstecke (KV) durchgeführt.  

Bei der Sichtbeobachtungen handelt es sich um die gängigste Methode zum Nachweis von Reptilien 

(BLAB 1982, KORNDÖRFER 1992, KÉRY 2002). Bei geeigneter Witterung werden hierbei langsam und 

ruhig die potenziellen Lebensräume abgegangen und die Fläche gezielt abgesucht.  

Zusätzlich waren 8 künstliche Verstecke auf dem Gelände ausgelegt (Abb. 1). Die künstlichen Verstecke 

simulieren z.B. Tagesverstecke oder Nachtquartiere für die Reptilien oder werden zum Aufwärmen von 

diesen genutzt (GRANT et al. 1992, GENT et al. 1996, MUTZ & GLANDT 2004, BLANKE 2006). Als 

künstliche Verstecke wurden Gummimatten genutzt, die zusätzlich zu den Sichtbeobachtungen 

kontrolliert wurden. 

Tab. 1: Begehungstermine des Untersuchungsgebiets  

Termin Uhrzeit Temperatur Bewölkungsgrad 

21.04.2021 15.30 – 16.30 15 °C 50 % 

20.05.2021 15.45 – 16.45 16 °C 30 % 

31.05.2021 11.45 – 12.45 18 °C 10% 

16.06.2021 09.30 – 10.30 19°C < 10 % 

 

 

Abb. 1: Verteilung der künstlichen Verstecke im Untersuchungsgebiet. 
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4. Ergebnisse der Erfassung  

Im Erfassungszeitraum konnten keine Nachweise auf ein Reptilienvorkommen innerhalb des 

Untersuchungsgebiets festgestellt werden. Weder bei Sichtbeobachtungen noch unter den künstlichen 

Verstecken konnten Tiere gesichtet werden. Demnach ist davon auszugehen, dass auf dem 

Untersuchungsgebiet mit hoher Wahrscheinlichkeit kein Vorkommen von Reptilien anzunehmen ist.  

 

5. Abschließende Bewertung der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG für die überprüften Arten bleiben unberührt. 

Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich.  
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Gesetze und Verordnungen 

BArtSchV – Bundesartenschutzverordnung: Verordnung zum Schutz wild lebender Tier- und 

Pflanzenarten in der Fassung vom 16.02.2005 (BGBl. I Nr. 11 vom 24.02.2005, S.258), in Kraft 

getreten am 25.2.2005, zuletzt geändert durch G v. 21.1.2013 I 95 (BGBl. I Nr. 3 vom 28.01.2013, 

S. 95). 

BNatSchG – Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) in der Fassung 

vom 29.07.2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 06.08.2009, S. 2542), in Kraft getreten am 01.03.2010, zuletzt 

geändert durch Art. 1 G v. 15.9.2017 I 3434.  

FFH-RL – Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.07.1992, S. 7), zuletzt geändert 

durch die Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20.11.2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368).  

HAGBNatSchG – Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz vom 20.12.2010 (GVBl. 

I Nr. 24 vom 28.12.2010, S. 629), in Kraft getreten am 29.12.2010, zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 184). 

VS-RL – Vogelschutzrichtlinie;  Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten. - [Die Richtlinie 79/409/EWG 

des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten wurde mehrfach und 

erheblich geändert. Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlichkeit wurde die genannte 

Richtlinie kodifiziert.] 
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